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National-undStänderatswahlenvom 19. Okt. 2003

Stell dirvor, esistWahlkampf...
gen. Unterstützenwir ihr Engagementgegen
die Entsolidarisierung, für Lebensqualität in
derGesellschaft, füreinegesundeUmwelt, für
soziale Gerechtigkeit und die Gleichstellung
vonMannundFrau.

Esbleibtnochviel zu tun.Wahlkampfheisst
für die Verantwortlichen, eine Kampagne zu
führen, heisst für die KandidatInnen, sich
und ihre politischenAnliegen in derÖffent-
lichkeit zu präsentieren, heisst für uns alle
einmalmehr, uns einmischen, Diskussionen
anzetteln, werben für und mit grünem
Pfeffer: fürunsereAnliegen, unsere Kandida-
tInnen, unsere beiden Listen. Unter Arbeits-
kollegInnen,unterNachbarInnen, inLeserIn-
nenbriefen. Und am Schluss ab an die Urne
undjedeRwirfteineGANZEgrüneListeein.
Stell dirvor, es istWahlkampfundalle inter-
essierensichfürUmweltanliegen, füreinege-
rechte menschliche Gesellschaft, für To-
leranz!

Stell dir vor, es ist Wahlkampf und alle
interessieren sich! Aber klar − bei unseren
RundBrief-LeserInnen ist das keine Frage.
Während in denMedienWahlkampfbeiträge
langsam anlaufen, herrschthinter den Kulis-
sen schon heftiges Treiben. Denkenwir nur
anunsereWahlgruppeundandasSekretariat.
Hier wird seit geraumer Zeit intensiv und
kreativ an einer attraktiven Kampagne gear-
beitet, damit unsere politischen Botschaften
einmal mehr möglichst breit an die Öffent-
lichkeitgelangen.
Dafür stehenauchund inersterLinieunsere
KandidatinnenundKandidaten. Wirpräsen-
tierenzweiTop-Listenmitengagierten,moti-
viertenundkompetentenKandidatInnen. Sie
stehen gerade für unsere grünenAnliegen −
ihnen tausendmal herzlichen Dank. Sie stel-
len sichmitZivilcourage einem rauenpoliti-
schenKlima, das geprägt istvonneoliberaler
GutgläubigkeitundpseudopatriotischerArro-
ganz.
Keine kennt dieses Klima besser als unsere
NationalrätinCécileBühlmann.TrotzGegen-
wind bleibt sie beharrlich und kämpferisch.
Cécile hat sich mit ihrem engagierten und
kompetenten Einsatz als Nationalrätin
schweizweitAchtungundRespektverschafft.
Ihren Sitz im Nationalrat gilt es zu verteidi-

RosaRumiundRoniVonmoos, Co-PräsidiumGrünesBündnisLuzern
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Eines ist klar: Das Grüne Bündnis soll
nach den Herbstwahlen wieder mit Cécile
Bühlmann im Nationalrat vertreten sein.
WiewichtigdiegrüneStimmeinBernwar,
auch in Zukunft sein wird, zeigte sich in
einem Gespräch mit Cécile Bühlmann,
AdrianBorgulaundAndreas Schönbächler
− Kandidatin und Kandidaten des GB bzw.
derJungenGrünen. InderDiskussionkon-
zentrierten sich die TeilnehmerInnen auf
dreiSchwerpunkte.

Heinz Bäbler-Trinkler (HB): Ich traute kaum
meinenAugen, als ich nach meinerFerienrück-
kehrüberdenEntscheiddesBundesgerichtes be-
treffendEinbürgerungen las. Etwas erstaunthat
mich insbesonderedie heftigeablehnendeReak-
tionderCVP. WieschätztihrdenEntscheiddes
Bundesgerichtesein?

CécileBühlmann(CB): Selbstverständlichbin
ichhocherfreut.DerEntscheidisteinMeilen-
stein inderGeschichtederEinbürgerungspo-
litik. Mit dem Bundesgerichtsurteil wird
nichts anderes als die Politik des Grünen
BündnissesindiesenFragenbestätigt.Mitun-

seren beiden kantonalen Initiativen pochen
wir schon lange darauf, dass es bei den Ein-
bürgerungen rechtsstaatliche Verfahren gibt.
Sehrschön,dassdasBundesgerichtmitdieser
Klarheitentschiedenhat.

Adrian Borgula (AB): Ich möchte noch die
kantonale Situation etwas genauer beleuch-
ten.NatürlichsindwirsehrfrohumdenEnt-
scheid. Bis heute habenwir damit argumen-
tiert, dass die Gefahr der Diskriminierung
und Willkür bei Urnenentscheiden viel zu
gross ist.AufkantonalerEbenegehenwirda-
vonaus,dassdasBürgerrechtsgesetzangepasst
werdenmuss.Wirhabenmitunserenbei-
den Initiativen einen guten Vorschlag auf
denTisch gelegt. Mit der Realisierungun-
sererVorschlägewirdeineinheitlichesund
faires Einbürgerungsverfahren garantiert.
Schon im Frühjahr gab es eigentlich kei-
nen Grundmehr, dieAbstimmungweiter
hinauszuzögern. Unser Vorschlag geht et-
wasweiteralsderBundesgerichtsentscheid.
Ich bin überzeugt, dass wir mit unseren
Initiativen einen Beitrag zur Versachli-
chung des Themas leisten. Im Zusammen-
hangmitdenFragenundProblemenbei der
Gesetzgebung Ausländerfragen ist die Sache
derEinbürgerungeneinevonvielenFragen.

Andreas Schönbächler (AS): Natürlich habe
ichmich ebenfalls über den Bundesgerichts-
entscheid gefreut, bin aber über die vielen
und auch heftigen negativen Reaktionen er-
schrocken. Die CVP hat ja im Zusammen-
hang mit dem Gerichtsentscheid relativ
schnell vom Abschaffen der Demokratie ge-
sprochen. Sonstkenne ichsolcheReaktionen
ehervonrechts aussen.

CB:Wichtig ist, dass bei den Einbürgerungs-
entscheiden nicht sachfremde Argumente
eineRolle spielen. DarumgehörendieseEnt-
scheidenichtandieUrne.BeiUrnenentschei-
denbestehtimmerdieMöglichkeit, Ressenti-
ments spielen zu lassen. Urnenentscheide
müssen auch nicht begründet werden. Hier
füllenunsere Initiativen eine Lücke: Die Ent-
scheidungsbehörde muss den Entscheid be-
gründen.

National-undStänderatswahlenvom 19. Okt. 2003

Wiedernach Bern
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HeinzBäbler-Trinkler, RundBrief-Redaktion, Luzern
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zurück.

AB:WaszurzeitinderVerkehrspolitikabläuft,
ist unglaublich. Heute werden wieder Stras-
sen(ausbau)projekte diskutiert, die seit länge-
rer Zeit nicht einmal mehr in Planungsbe-
richten erwähnt wurden. Ich denke hier an
den Südzubringer. Heute wird dieses Projekt
Südspange genannt. Der Südzubringer steht
im Planungsbericht seit kurzem auf Stufe 1
derPrioritätenliste ...

AS:DasVerrückteist, dasssolcheVorschläge−
wiez.B. aucheinezweiteGotthardröhre− in
grossenTeilenderBevölkerungaufUnterstüt-
zung stossen, vielleicht sogarmehrheitsfähig
werden.ZwarmachensichdieMenschenSor-
genwegen des Klimas, wegen CrutschendenD
Bergen−dochwirdkeinZusammenhangzwi-
schenStrassenausbauunddenzunehmenden
Klimaproblemengesehen.

CB:Dasistwirklichverrückt! Heutewirdeine
zweite Gotthardröhre für Autos und Lastwa-
gengefordert. DabeiwurdemitdemBauder
NEAT − vomVolk in einerAbstimmung ge-
nehmigt− noch nicht einmal richtigbegon-
nen. Es istabsurd,wenndiezweiteGotthard-
röhre gebaut wird, bevor man Erfahrungen
mit derNEAT hat! Die Lastwagenchauffeure
werden doch nicht aufdieNEATumsteigen,
wenn eine zweite Gotthardröhre für sie zur
Verfügungsteht.Wozubauenwirdennüber-
hauptnochdiemilliardenteureNEAT?

HB:HeutelesenwiroftvonderÜberalterungder
Gesellschaft. DerBegriffÜberalterungwird be-
sonders im Zusammenhang mit der Finanzie-
rungdererstenundzweitenSäuleverwendet.Alt
werden erscheintsoals etwasNegatives. Hierge-
fälltmirderBegriffder langlebigen Gesellschaft
besser.

AB:Waswir jagrundsätzlich fordern ist, dass
genügend Informationen zur Verfügung ste-
hen, damit ein sachlich begründeter Ent-
scheid gefälltwerden kann. Das ist an einer
Gemeindeversammlungnichtmöglich.

CB: ... unddarfauchnichtmöglich sein...

AS: ... auchschonausDatenschutzgründen.

HB: Die meisten von uns haben den heissen
Sommergenossen. Ofthabeichjedochandieho-
henOzonwertegedacht, selbstwenndieMeldun-
gen vom Überschreiten derGrenzwerte eherver-
steckterschienensind.

AB: Eigentlich geniesse ich die Wärme und
dieschönenAbende.Dochichhabeauchein
mulmiges Gefühl. Zum erstenMal habe ich
ein Augenbrennen gespürt. Ich ärgere mich
masslos darüber, wie mit den Grenzwerten
umgegangenwird. Natürlichkannmanüber
Grenzwerte diskutieren. In derRegel sind sie
zu hoch angesetzt. Doch was mich daran
stört, ist, dass so getanwird, als ob das kein
Problemwäre.Bisheutehabendiedauernden
ÜberschreitungenderGrenzwertekeineKon-
sequenzen. InderUmweltpolitikistunserEn-
ergieverbrauch der entscheidende Faktor.
Langfristigbetrachtetmüssenwir3-bis5-mal
weniger Energie konsumieren. Wir müssen
mitunseren Ressourcenviel sorgfältigerum-
gehen, als dies heute der Fall ist. Wir in der
Schweizhabendazudietechnischenwieauch
finanziellenMöglichkeiten. Hiermuss unbe-
dingt etwas geschehen.Wennwirnichtbald
mehrMassnahmenergreifen,werdenwirdie
Kyoto-Ziele nicht erreichen. Und diese sind
nureinTropfenaufdenheissenStein.

AS: Ichfragemichimmerwieder,wielangees
braucht, biswirunserVerhalten ändern. Oft
spürenwirankleinenSachen,dasssichetwas
ändert. In der Regel führen wir die Wetter-
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hatnureinZiel: dieKürzungderLeistungen.
Was uns in diesem Zusammenhang alles er-
zähltundvorgerechnetwird, istkaumzufas-
sen.Auch solltenwiraufdie Sprache achten:
Überalterung, das bedeutet doch: Alles, was
übereinerbestimmtenLimiteist, istüberflüs-

sig und kann eliminiertwerden, ist eben zu
viel. Im Zusammenhang mit den nächsten
AHV-Revisionsdiskussionenbin ichpessimis-
tisch. Eine mögliche Pensionierung ab 62
(und zwar ohne Einbussen bei den Renten),
dafür kein fixiertes oberes Pensionierungsal-
ter− solcheundähnliche sinnvolle Postulate
sindzurzeit chancenlos. Mit dem erwähnten
Vorschlag solltengeradeMenschenmit tiefe-
renEinkommenderPensionierungmitRuhe
entgegensehen können. Das AHV-Alter
hinaufsetzen ist völlig absurd. Anstehende
ProblemebeiderFinanzierungunsererAlters-
vorsorge sind lösbar. Ich erinnere in diesem
Zusammenhang an unsere Initiativen, mit
welchenwir auf der einen Seite das flexible
Pensionierungsalter ab 62 forderten und
zwecks Finanzierung der AHV eine Energie-
steuervorgeschlagenhaben.Dies isteinguter
und sinnvoller Ansatz. Bis heute habe ich
nochkeinenbesserenVorschlaggesehen. Ich
bin überzeugt, die Energiesteuerwird früher
oder später eingeführt werden. Was mich
schonlängereZeitsehrstarkbeunruhigt:Wir
habeninsozialenwieauchökologischenFra-
geneinenCBacklashD. Eigentlichenwissenwir
heute alles und könnten entsprechend han-
deln. Oft passiert genau das Gegenteil von
dem,was eigentlichnotwendigwäre.

AB:JungeundAlte−dieheuteüblichePolitik
ist es, die Leistungen des Staates schlecht zu
machen. Dannsagtmaneinfach, es seinicht
finanzierbar.Erklärt,dieAltenbelastenunsere
Budgets ... Das sind doch Behauptungen, die
nichtzubeweisen sind.

AS: Ich habe das Gefühl, dass heute wieder
kurzfristiger und systemkonformer gedacht
wird als vor zehn oder zwölfJahren. Heute
wirdwederinräumlichennochzeitlichenZu-
sammenhängengedacht. Das Systemdes Ka-
pitalismus wird überhaupt nicht mehr in
Frage gestellt. Ich denke, hier spielt derWeg-
fall der System-Konkurrenz eine grosse Rolle.
LangfristigeAnsätze in derPolitik sindheute
nichtpopulär.
AB: Warum heute nur noch kurzfristig ge-
dachtwird, isteinespannendeFrage.Wirwis-
senheutesehrvieles, dochwirhandelnnicht
danach. Ein Phänomen ist sicherdieheutige
Komplexität und Schnelligkeit. Es nicht ein-
fach, sichindenvieleneinzelnenseparierten
Bereichen, die immer mehr auseinander-
fallen, zurechtzufinden. Einen Computer
oder selbst ein Velo gründlich zu verstehen,
istheutevielkomplizierteralsnochvorzwan-
zigJahren.

AS: Man kommt auch nicht dazu, den Fort-
schrittzuhinterfragen.

CB: Ich denke auch an das riesige Konsum-
und Unterhaltungsangebot, welches wir
heute haben.Wirkommenvor lauterAblen-
kungkaummehrzumNachdenken.

HB:IchdankeeuchfürdasGespräch.

Überparteiliche Komitees
Für Cécile Bühlmann und Adrian Borgula gibt es zwei über-
parteilicheKomitees. SelbstverständlichsindauchMitgliederdes
Grünen Bündnisses eingeladen, sich in diesen Komitees mit
NamenundSpendenzuengagieren.

Postcheck-KontoCécileBühlmann: 60−617102−6
Postcheck-KontoAdrianBorgula: 60−795933−6
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Legislaturbilanz 1999−2003

Ökologischeund solidarischeAnliegen
DieAnliegenderGrünenFraktionhatten

inderLegislatur1999−2003einenschweren
Stand. Der Nationalrat steht am Ende der
laufenden Legislatur so weit rechts wie
schon lange nicht mehr. Das gemeinsame
CredoderbürgerlichenSeitelautet: sparen,
sparenundnocheinmalsparen.Sogerieten
ökologische und soziale Anliegen massiv
unterDruck, und statt in die Zukunftwei-
sende Beschlüsse zu fassen, legte das Parla-
ment den Rückwärtsgang ein. Lichtblicke
gabeswenige.

HeftigeAuseinandersetzungenmit
denStaatsabbauern
Vordergründigwird von den bürgerlichen
Parteien behauptet, es gehe um die Sanie-
rungderBundesfinanzen.AberdasZielder
bürgerlichen Sparpolitik ist klar: Der Staat
sollnichtnurschlank, sondernmagerwer-
den! Die Saat, welche die FDP mit dem
Slogan «Mehr Freiheit − weniger Staat»
einst säte, geht aufundwirdvon der SVP,
sekundiertvonTeilenderCVP, bis zurbit-
terenNeigegeerntet. Inden letztenMona-
ten übertrumpften sich die bürgerlichen

Politiker in ihrer Sparwut laufend. Ein Spar-
programm jagt das andere. Neuerdings wird
diesem Abbauprogramm der beschönigende
Titel Entlastungsprogramm gegeben, aber es
entlastetdie Betroffenennicht, esbelastet sie
vielmehr. Gespart werden soll bei den Lei-
stungen im öffentlichen Verkehr, beim Pro-
gramm Energie Schweiz zur Erforschung al-
ternativer Energien, bei der AHV, bei der
Betreuung von Asylsuchenden und bei der
Bildung. Das erste sog. Entlastungsprogramm
des Bundesrates sahAusgabenkürzungenvon
1,6Mia. Frankenvor. DannerhöhtederBun-
desrat sein Sparprogrammauf3,5Mia. Fran-
ken. Und als bisher letzten Coup beschloss
derNationalrat in der Frühlingssession 2003
eine Sparübungvon 7Mia. Franken!
DiebürgerlicheMehrheitdesNationalratshat
in der letzten Legislatur ihren Kurs knallhart
aufAbbau und Entsolidarisierung ausgerich-
tet. Nicht die Lebensqualität und ein guter
ServicepublicwarenRichtschnurfürdiePoli-
tikderMehrheit imNationalrat, sondernder
Staatsabbauunddie Steuerprivilegien fürgut
Verdienende und Unternehmer. So gesehen

treiben die Abzocker in den Wirtschaftseta-
gen nur das auf die Spitze, was ihnen ihre
nahe stehenden bürgerlichen Vertreter im
Parlamentvormachen.EsistdiegleicheMen-
talität:werhat, demwirdgegeben! DieseMe-
daille hat natürlich ihre unsoziale Kehrseite.
So leben in der reichen Schweiz über eine
halbeMillionMenschen unterhalb des Exis-
tenzminimums! FürdieAnliegendieserLeute
hatte die bürgerliche Mehrheit kein Gehör.
ImGegenteil−dieBezugsdauerfürTaggelder
für Erwerbslose wird gekürzt, die Franchisen
derKrankenkassensollenerhöhtwerden.
LichtblickesindeinzigdieGelder, diefüraus-
serhäusliche Kinderbetreuung gesprochen
wurden, unddieMini-Mutterschaftsversiche-
rung, die nun doch noch − endlich − kom-
mensoll.

DieGrüneFraktionalsAnwältinder
Umwelt

ImUmweltbereichfuhrdiebürgerlicheMehr-
heit, trotz Klimawandel und ökologischen
Warnsignalenzuhauf, einenkonsequentum-
weltfeindlichenKurs. Sobeschloss derNatio-
nalrat einen Gegenvorschlag zur Avanti-Ini-
tiative, dernochmehrStrassenbringtals die
Initiativeselber.DieFinanzierungsollüberei-
nen Strassenbaufonds sichergestellt werden,
gespiesenausderimmermuntersprudelnden
Quelle der Treibstoffgelder undVignettener-
träge.Unddas alles amnormalenStaatshaus-
halt vorbei und ohne von Schuldenbremse
und Sparprogrammen betroffen zu werden!
In diesemBereich ist Sparen fürdie Bürgerli-
chentabu.
StattdesAusstiegsausdergefährlichenAtom-
energie beschloss das Parlament, den Kanto-
nen bei der Lagerung von Atommüll die
Mitsprache wegzunehmen! In der Gentech-
nologie und bei der Stammzellenforschung
gelang es uns durch die Forderung nach
strengenAuflagen,wenigstensetwasSandins
GetriebederblindenFortschrittsgläubigenzu
streuen. UnddasMoratoriumgegen denAn-
bauund die Freisetzungvon genmanipulier-
ten Pflanzen in der Landwirtschaft werden
wir halt mit der Unterstützung der Bevölke-
rung durchsetzen, nachdem sich das Parla-
ment geweigert hat, ein Moratorium im
Landwirtschaftsgesetzzuverankern.

CécileBühlmann, Fraktionspräsidentin, Luzern
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Wir Grünen haben uns stark gegen die Ex-
zessederGlobalisierunggewehrtundmitder
Präsenz an den Sozialforenund aufWahlbe-
obachtungs- und Friedensmissionen unsere
Solidaritätmit denÄrmsten dieserWelt per-
sönlichbezeugt.ÜberhaupthatunsdieFrage
des Friedens und der weltweiten Gerechtig-
keit, natürlich akzentuiert durch den Irak-
Krieg, sehr beschäftigt. Alle unsere Vorstösse
zurWTO, zuSüdafrika, zuKosova, China, Sri
Lanka, zum Nordirak und vielen weiteren
Ländern sindAusdruckdiesesEngagements.

GrünePolitik− derBeitragfürmehr
Lebensqualitätfüralle

WirGrünenversuchten in denvergangenen
vierJahrenderEntsolidarisierungspolitikeine
Alternative gegenüberzustellen: Gute Lebens-
qualität und eine nachhaltige Entwicklung
erfordern einen starken Staat und genügend
Finanzen für den Service public. In einigen
wenigenBereichengelangesuns (zusammen
mit der SP-Fraktion und den wenigen übrig
gebliebenensozialundökologischdenkenden
Bürgerlichen), dieserPolitikzumDurchbruch
zu verhelfen. Aber meistens stiessen wir auf
Granit. Eine Verstärkung der rot-
grünen Politik im neuen Parla-
ment ab Herbst 2003 ist dringend
notwendig, um den Crash-Kurs
diesesParlamenteszustoppen.Nur
wenn das gelingt, kann die Politik
indiesemLanddaswerden,wassie
sein sollte: eine vorausschauende
und nachhaltige Institution zum
Wohle aller hier lebenden Perso-
nen.FüreinesolchePolitikwerden
wir Grünen uns weiterhin einset-
zen. Denn grüne Politikverbindet
Umweltschutz, soziale Gerechtig-
keit und die Gleichstellung von
Frau undMann. Grüne Politik ist
mehr Lebensqualität! Es braucht
unsdringenderdennje!

Die Swiss und die Expo.02 haben uns wäh-
rend der ganzen Legislatur beschäftigt. Da
waren wir die konsequente warnende links-
grüne Stimme, die gegen den Einsatz von
SteuermittelnfürdieseProjekteSturmlief. In
diesemKampfhattenwir sogarunsere tradi-
tionelleVerbündete, die SP, gegenuns.

UnbeirrtesEngagementfürdie
RechtederMigrantInnen

Im Bereich der Migrationspolitik stellen wir
eine eigentliche Repressionseskalation fest.
Das ist das Resultat der Hetzkampagnen der
SVP, die die ganze ausländische Bevölkerung
permanent unter Missbrauchs- und Sozial-
schmarotzer-Verdacht stellt. Statt diesem dif-
famierendenZerrbildeinrealistischesBildder
EingewandertenalswichtigeundnötigeTeile
der Bevölkerung der Schweiz entgegenzustel-
len, kuschtdieMitteoderläuftderSVPnach.
WirGrünenhabenuns konsequentundun-
beirrt für die Rechte der Eingewanderten,
ganz speziell für die der Sans-Papiers, einge-
setzt. Das tun wir, weil wir überzeugt sind,
dassMenschenrechteunteilbarsindunddass
sich die Qualität einer Demokratie daran
misst, wie sie mit ihren Minderheiten und
mitMenschenamRandderGesellschaftum-
geht. So stehtes inderPräambelderBundes-
verfassung.DarausleitetsichunserEinsatzge-
gen Ausgrenzung, Rechtsextremismus und
Rassismusab.GenausowichtigfürdieDemo-
kratie ist der KampfgegenMachtmissbrauch
undFilz.DiegrüneFraktionhatsichwährend
derganzen LegislaturkonsequentgegenKor-
ruptionundfürTransparenzengagiert.

DieGrüneFraktion− dieStimmefür
FriedenundweltweiteGerechtigkeit

Aussenpolitisch gibt es einen Erfolg − den
UNO-Beitritt−zuverzeichnen, denwirenga-
giertmiterstritten haben. Leiderwar die ver-
gangeneLegislaturinBezugaufeineAnnähe-
rungandieEUziemlichverloreneZeit.
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Oeko-Hotel
Gruebisbalm/Rigi
UnserökologischesHotelliegtidyl-

lisch gelegen an der autofreien Rigi-Süd-
seite. Das Hotel ist baubiologisch renoviert,

undwirnutzendieSonnefürStromundWarmwas-
ser. InunsererKüchekochenwirfrischeundnatürliche
vegetarische und nicht vegetarische biologische Voll-
wert-Speisen.
Bei uns können Sie angenehme Ferientage verbringen,
Kurse und Tagungen durchführen oder auch Feste
feiern. Als familienfreundliches Hotel übernachten bei
unsKinderbis 14gratis imZimmerderEltern.
Im Sommer ist die Rigi ein herrliches Wandergebiet,
undimWinteristdasSkigebietmitdenRigi-Bahnenbe-
quemerreichbar.
HotelGruebisbalm/Rigi, Familie Schaub
6354Vitznau,Tel. 041-397 16 81, Fax041-397 21 70
email: oeko-hotel-gruebisbalm-rigi@bluewin.ch

DemnächstimKino.
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KarinProbst, NR-KandidatinderJungenGrünen

«JugendlichesindoftStörfaktor»
schlägejabeianderenParteienwiederauftau-
chen und doch umgesetzt, aber mit dem
Umgangston im Einwohnerrat hat sie mehr
Mühe: «ZumTeil sinddieÄusserungenziem-
lich grob, die Sprache einiger Einwohnerräte
passtmirnicht.»

GuteErfahrungenbeiL20gemacht
Wenigerzwiespältigwar fürKarin Probst der
Einstieg in die Partei. Ihr gefällt die «unver-
krampfteAtmosphäre»unddass esnoch«en-
thusiastische Leute» gibt. Allerdings ist die
heutige Einwohnerrätin nicht nur deswegen
beiderL20gelandet−auchthematisch steht

ihrdiesePartei amnächsten: «Früherwarich
beiWWFundGreenpeacedabei», erzähltsie.
UndPolitikwarfürsieauchnichtsFremdes−
sieistdamitaufgewachsen. «MeineElternwa-
renschonpolitischengagiert», erzähltsie. Sie
seienbeiderCVPgewesen. Dass ihreTochter
nun bei den Grünen politisiere, das sei kein
Problem, sagt sie und ergänzt: «Wäre ichbei
der SVP, so hätten sie wohl mehrMühe da-
mit.»Aufgewachsensei sie inThun,unddort
seidieCVPimGegensatzzuLuzernehereine
Mittepartei.

Neun junge Leute kandidieren auf der
Liste der Jungen Grünen. Eine davon ist
Karin Probst, die mit ihrer Kandidatur
JugendanliegenindieÖffentlichkeittragen
will.
Familie, Sport, Beruf, Einwohnerratund jetzt
eine Kandidatur für den Nationalrat: Karin
Probst hat keine Mühe, all dies unter einen
Hut zubringen. «Es ist gut, dass meinAlltag
aus verschiedenen Projekten zusammenge-
setzt ist», sagtdie 27-Jährige, die aufderListe
derJungen Grünen kandidiert. Organisieren
mache ihr Spass, fügt sie bei, und es sei gut,
dass immer etwas laufe. So ist es keinWun-
der, dass sie kürzlich mit demMountain-
bike auch noch das Alpenbrevet machte,
eine ziemlich herausfordernde Mehrpässe-
fahrt dieAlpenhochund runter. Gestresst
wirktKarinProbstaberkeineswegs,undsie
selber bezeichnet sich als privilegiert: «Ich
habe einen guten Background, meine
SchwiegermutterhütetoftmeinezweiKin-
der.» Bewunderung empfindet sie eher für
Alleinerziehende, die auf eine ausserfami-
liäreKinderbetreuungangewiesensind.

Halbinsel liegtihramHerzen
Karin Probstwill mit ihrer Kandidatur errei-
chen, dass Jugendthemen mehr Gewicht er-
halten.Diesehättenesbesondersschwer, sagt
sieunderzähltaus ihrenErfahrungenausder
Horwer Politik: «Die Jugend kommt höchs-
tens als Störfaktorvor, etwa, weil sie aufder
HorwerHalbinsel zu laut sei.» Das allerdings
kann sie selber, die ineinemWohnblockam
RandederHalbinselwohnt, nichtbestätigen.
Die Horwer Halbinsel ist für sie aus einem
ganz anderem Grund Anlass für politischen
Ärger:DasGolfplatzprojektderMigrosärgerte
sie, und sie ist froh, dass es mittlerweile auf
Eis gelegtworden ist. Ziemlich schräg findet
die Familienfrau auch das Projekt einer
SprungschanzeaufderHalbinsel.
Seit einemJahr sitztKarin Probst fürdie L20
im Einwohnerrat, wo sie sich neben der
Halbinselthematik auch schonmit der fami-
lienexternen Kinderbetreuung auseinander
setzte und sich allgemein sozialer Themen
annehmenwill.DassdieL20mitihrenIdeen
imerstenAnlaufhäufigabblitzt, daranhatsie
sich schon gewöhnt − oft würden die Vor-

MichaelTöngi, RundBrief-Redaktion, Kriens
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Wahlarithmetik

Zuerstzählen dieParteistimmen
PeterLerch, Grossrat, Emmenbrücke
WiewerdendieWahlergebnisse
ermittelt?

Entscheidend ist die Zahl der so genannten
Parteistimmen. Eine unveränderte Liste
bringt so viele Parteistimmen, wie Sitze zu

besetzen sind. Bei
den Nationalrats-
wahlen also zehn.
Jede Linie auf ei-
nerunveränderten
Liste zählt somit
als Parteistimme,
auchwennsie leer
ist oder einen
durchgestrichenen
Namen enthält.
Wird aber der
NameeinerKandi-
datin oder eines
Kandidaten einer
anderen Partei auf

die Liste geschrieben (panaschieren), be-
kommtdiese Partei eine Parteistimmegutge-
schrieben, die Partei der eingeworfene Liste
hingegeneineweniger. LeereZeilenaufeiner
freienListe (dasheistBlankolisteohnePartei-
bezeichnung) sind wirkungslos. Wenn also
zum Beispiel nur einmal Cécile Bühlmann
aufeine Blankoliste geschriebenwird, gehen
90%derStimmenverloren.
AufgrundderParteistimmenzahlwerdenden
ParteiendieSitzezugeteilt.DieZahlderStim-

men pro KandidatIn ist nur für die Reihen-
folge bei der Besetzung der Sitze entschei-
dend. So kann also eine Persongewähltwer-
den, der/die wesentlich weniger Stimmen
erhalten hat als eine nicht gewählte Kandi-
datIneineranderenPartei!

GrüneStimmengehenverloren
Die Entkoppelung zwischen Sitzverteilung
unterdenParteienundeigentlicherWahlder
KandidatInnen kann unerwünschte Folgen
haben. So ist jede Panaschierstimme füreine
fortschrittliche bürgerliche Kandidatur eben
auch (undvor allem) eine Stimme für diese
Partei. Möglicherweise geht durch diese
StimmedanndergrüneSitzverloren,ohne
dass aufder anderen Seite die gewünschte
Person gewählt wird! Das Grüne Bündnis
hat bei den letzten Grossratswahlen (wie
auchbeifrüherenWahlen)mehrStimmen
auffreienListen(Blankolisten)erhalten, als
diesdemGesamtergebnisentspricht. Somit
istdasGrüneBündnisvomStimmkraftver-
lust durch freie Listen besonders stark be-
troffen. Bei denkommendenNationalrats-
wahlen wird es eng. Gemäss den
Grossratsergebnissen könnte unser Sitz an
die SP gehen. Diesmal gilt besonders: Jede
Stimme, jedeParteistimmezählt.
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«Grün gewinnt»
Ein verheissungsvoller Buchtitel und

klare Inhalte zur Energiepolitik − das ver-
sprichtdasBuchvonSP-NationalratRudolf
Rechsteiner. DerAutorsprichtKlartextund
kritisiertindirektauchseineeigenePosition
zum Elektrizitätsmarktgesetz und zur la-
schenEnergiepolitikseinerPartei. Grünge-
winnt−hoffenwir, dieProphezeiungener-
füllen sich sowohl inhaltlich als auch
politisch.
Das Buch ist gut lesbar, informativund gra-
fisch sauber gestaltet. Die linken Seiten ent-
halten zahlreiche Grafiken, Statistiken und
Fotos. Aufdergegenüberliegenden Seitewird
der Sachverhalt jeweils textlich erläutert und
erklärt.UnterteiltistdasBuchinsiebenKapi-
telunddankseinemAufbaualsNachschlage-
werkgeeignet.
InTeil 1werdendieMythenderErdölvorräte
dargelegt, welche die Ölindustrie im eigenen
Interesse produziertund aufdieseWeisever-
sucht, den Absatzmarkt zu beruhigen. Auf
knapp 40 Seiten wird ersichtlich, dass der
jährliche Ölverbrauch höher ist als die Neu-
funde. Die Zahl der Länder, welche rückläu-
figeFörderzahlenaufweisen, hatdrastischzu-
genommen, ebenso die derjenigen Länder,
welcheihrepolitischenReservenhochschrau-
ben,nurdamitsiemehrexportierenkönnen,
obwohl sie inWirklichkeitweniger Öl besit-
zen. Dieses Kapitel ist auch im Zusammen-
hangmitdemIrak-Krieginteressant.
Teil2berichtetüberdieAtomenergieunddie
kalkulierten Menschenopfer. Der Atomfilz
verhindert denAusstieg aus derunrentablen
Energiegewinnung. So rechnet Rechsteiner
nach, dass dasAKWLeibstadtnochniewirt-
schaftlich produziert hat. Die Versicherungs-
pflichtvonAKWsdeckenwenigerals 1%0der
Unfallkosten (Basis Tschernobyl). Den Rest
müsste die Allgemeinheit bezahlen. Vergli-
chen mit der Windenergie bezahlen die
Windmüller eine höhere Versicherungsprä-
mie als ein Atomkraftwerk, weil sie für alle
SchädeneinesUnfallsaufkommen,undnicht
nur maximal eine Milliarde Franken zahlen
für 8000Mrd. Franken Schädenwie bei den
Atomkraftwerken (Seite 56).
NeueEnergienalsBrückenzurNachhaltigkeit
werden indenTeilen3, 4und5besprochen.
Besonders die Windenergie liefert erstaunli-

che Resultate: billigerund friedlicherals Erd-
öl, vor allem die Offshoreanlagen. Verglei-
chen wir die reinen Investitionskosten in
FrankenprokW, sosindneueAtomreaktoren
etwa viermal so teuer wie Windkraftwerke
(Seite51), zudem sind sie auch von den Be-
triebskosten her kostengünstiger. In deut-
schenGewässern sindWindparkanlagen ent-
sprechend der Leistung von 60
Atomkraftwerken projektiert. Den Atomaus-
stieg in der Schweiz erläutert Rechsteiner in
Teil 6unddiepolitischeArbeit inTeil 7.
Das Buch ist eine Fundgrube für die Argu-
mentation grüner Initiativen, sei dies die
abgelehntenationaleInitiative«Arbeitstatt
Energiebesteuern», dieAtomausstiegsiniti-
ative oder die städtische Stromrappen-
Initiative.

ZukunftsweisendeEnergiepolitik
In seinem Buch beschreibt Rechsteiner
auch die städtische Energiepolitik Basels,
welche wir Grünen in Luzern einführen
möchten. Bis datohabendie Bürgerlichen
hierdiesezukunftsweisendePolitikverhin-
dert. 1985 führte Basel eine Förderabgabe
ein,welche 1999zueinerLenkungsabgabe
erhöht und umgewandelt wurde. Ohne
Atomstrom konnte Basel seine Stromkosten
und den Stromkonsum, verglichen mit der
übrigen Schweiz, um fast 20% senken. Mit-
tels Energiegesetz verbot Basel den Gross-
mengenrabatt. Haushalte mit kleinem
Verbrauch bezahlen nicht mehr höhere
kW-Preise als Energieverschwender. Mit
den Erträgen fördert und verbilligt Basel
bessere Fenster, Isolationen, Energie spa-
rendeGeräteundvielesmehr.
Leider sind imBuchauchkleinereMängel
zu finden. In einigen Grafiken sind nicht
alle Kurven richtigbenannt, und ein paar
Jahreszahlen sind falsch oder gingen ver-
gessen. Diese Schönheitsfehler sollten bei
einernächstenAuflagebehobenwerden.
Das Buch ist – wie alle im RundBriefvor-
gestellten Titel – bei unserer Inserentin
«Hirschmattbuchhandlung»erhältlich.

PhilippFederer,MitgliedkantonalerVorstandGB, Luzern

Grüngewinnt,
RudolfRechsteiner,
orellfüssli, Fr. 29.−
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«Tiefere Einkommengehenpraktisch leeraus»

Referendumgegen dasSteuerpaket
tiefere Einkommen gehenpraktisch leer aus,
weil sie ohnehin nicht hohe Bundessteuern
entrichten. Ausserdemwurdemit der Steuer-
revision das rückständige System des Split-
tings für Ehepaare beschlossen. Wir Grünen
haben uns immer für eine zivilstandsunab-
hängige Besteuerung ausgesprochen, weil
diese allen FamilienformenRechnungtragen
würde.

Das Referendum wird vor allem von linksalter-
nativen Parteien getragen, weshalb steht die SP
abseits?
Die SP hat beim Bürgerreferendum bis jetzt
weggeschaut, weil sie sagt, dass die Kantone
nun ja das Kantonsreferendum angekündigt
hätten. Die Entscheidung, ob das Kantonsre-
ferendumjeweils zuStandekommt, liegtvie-
lenorts bei den Parlamenten. Ich finde das
einzu riskantes Spiel.Wennmandas Entlas-
tungspaket bekämpft, muss man gezwunge-
nermassenauchdas Steuerpaketversenken.

DieKantonsregierungen lehnen das Steuerpaket
fastunisonoab.HatderWindinSachenSteuer-
senkungengekehrt, oderistdasnurdasalteSpiel
«KantonegegendenBund»?
Die Kantone kritisieren zuerst einmal die in-
konsequente Finanzpolitik des Bundes: hier
Steuernsenkenunddaeinriesigeseinschnei-
dendes Sparpaket schnüren. Beim Steuersen-
kungs-wie beim Sparpaket trifft es auch die
Kantone, die ihrerseits mit knappen Kassen
haushalten müssen. Es ist logisch, dass sie
sichwehren.

RuthGenner, Co-PräsidentinderGrünen
Schweiz,sagt,weshalbdieGrünendasRefe-
rendum gegen das Steuerpaket mittragen.
Wichtiger Grund: Die neuen Steuerge-
schenke müssten mit Sparmassnahmen
beim öV oder bei derAHV finanziertwer-
den.

Die Grünen haben das Referendum gegen das
Steuerpaket ergriffen. Haben Sie damit die
FinanzpolitikalsWahlkampfthemaentdeckt?
RuthGenner: EsgehtimRahmendes Steuer-
paketesumganzwesentlicheFragendes Staa-
tesundnichteinfachumdiefinanzpolitische
Mechanik. Zum Beispiel stellt sich die
Frage, ob Wohneigentümer gegenüber
Mietern steuerrechtlich bevorzugt werden
sollen.GrundsätzlichsindwirGrünenzwar
für einen Systemwechsel, aber nur für
einen CreinenD. Das bedeutet, dass die
Besteuerung des Eigenmietwertes wegfällt
und dann auch keine Zinsen und noch
Unterhaltskosten abgezogen werden dür-
fen. Das jetzige System fördert das Schul-
denmachen, derSystemwechselunterstützt
dasZurückzahlenderHypotheken.

Laut Umfragen trauen die WählerInnen den
Grünen im Umweltbereich viel zu, doch Wirt-
schafts- und Finanzkompetenzen werden ihnen
kaumzugesprochen.LohntsichdaderEinstiegin
dieses Themaüberhaupt?
MitunsinnigenSteuergeschenkenkommtdie
Bundeskasse − und auch viele Kantone und
Gemeinden−nochmehrindierotenZahlen.
Deshalb schnürte der Bundesrat das so ge-
nannte Entlastungspaket, ein riesiges Spar-
und Abbauprogramm. Die Steuergeschenke
andieReichenundWohneigentümerwerden
also mit Abstrichen beim öffentlichen Ver-
kehr, bei der Förderung von Alternativener-
gie,beiderAHV,beiBehinderten,beiderEnt-
wicklungshilfe und so fort bezahlt. Es bleibt
unsGrünenkeineWahl, alsunsgegendiesen
AbbauderMittelzuwehren.

Könnte das Referendum nicht zum Bumerang
werden?
SchliesslichwerdenauchFamilien entlastet−
dies istjaaucheinZielderGrünen.DasSteu-
erpaket entlastet die gutbetuchten Familien,

MichaelTöngi, RundBrief-Redaktion, KriensSc
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ErweitertesSport-und Familienfest
Am Sport- und Familienfest auf der All-

mend trafen sichKleinundGross, Fuss- und
VolleyballspielerInnen, Sportliche und Un-
sportliche zu Spiel, Plauderei, Speis und
Trank.GegenMittagwurdendieSpieledurch
Musik unterbrochen. Stellvertretend für die

Bühlmannzeigteklar, dassesdieGrünenfür
eine ökologische und solidarische Schweiz
braucht. Während sie den Apéro eröffnete,
legteStänderatskandidatAdrianBorgulaerste

WürsteaufdenGrill.
Ein weiterer Höhe-
punktdesTageswaren
die beiden Strassen-
künstlerinnen Judit
Abegg (Nationalrats-
kandidatin)undJonas
Egli von der Gruppe
farfadet. Sie erzählten
und spielten jonglie-
rendundmitAkroba-
tik die Erschaffung
desUniversums. Inei-

ner zweiten Geschichte heirateten Kopf- und
Handstand (farfadet@gmx.ch).

Das Fest war bestens organisiert von Peter
Lerch, Philipp Federer und Regula Schur-
tenberger. Viele Helferinnen aufdem Rasen
und rund um die Küche machten den Tag
zum Erlebnis. Allen ein herzliches Danke-
schön.
Ein grosses Dankeschön geht an folgende
Restaurants: Restaurant Helvetia, Restaurant
undHotelRebstock,RestaurantNeustadt,Res-
taurantLaPerla, RegulavonderWeinstubela
bonne cave (die künftige Storchenwirtin!)
sowieHenkvonderJazzkantine. Dankihnen
konnten auch dieses Jahr im Fussball- und
VolleyballturnierschönePreisevergebenwer-
den. Wir können die genannten Lokalitäten
wärmstens empfehlen.

SekretariatGBLuzern, (Fotos:AlexandraStrauss, Greppen)

beiden grünen Listen «Junge Grüne» (Liste
17) und«Grünes Bündnis» (Liste 12) spielten
Sebastian (Didgeridoo) undJürgAebi (Saxo-
phon) leise, aberklareTöne.
DieneueCo-PräsidentinRosaRumieröffnete
denWahlkampfundriefalle zurtatkräftigen
Unterstützung auf. Spitzenkandidatin und
Chefin der grünen Bundesfraktion Cécile
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Bundesgerichtsurteil jetztumsetzen
4. Die Regierungmuss nununverzüglich ein
neuesBürgerrechtsgesetzausarbeiten,welches
dafür sorgt, dass die Einbürgerungsverfahren
in jederGemeinde demUrteil des Bundesge-
richts entsprechen.

5. SolltedieseRegelungmitdenForderungen
derInitiativen«FairnessbeidenEinbürgerun-
gen»übereinstimmen, sowirddasInitiativko-
mitee nach Zustandekommen des Gesetzes
die Initiativen zurückziehen. Sicher werden
dieInitiativenaberaufrechterhalten, solltege-
gendiesesneueGesetzdasReferendumergrif-
fenwerden.

6. Der Regierungsrat und die einzelnen Ge-
meinderäte sollen dafür besorgt sein, dass
jetzt nicht Einbürgerungsstopps verhängt
werden. Insbesondere in Emmen besteht
dazukeinAnlass:DortistdasVerfahrenvöllig
klar−derEinwohnerratistdortwiederdieIn-
stanz für Einbürgerungen. Dafür braucht es
keinerleiInterpretationendesUrteilsdesBun-
desgerichts und derWeisungen des Justizde-
partementes.DasInitiativkomiteefordertden
Regierungsratauf, inEmmendafürzusorgen,
dassderEinbürgerungsstopppersofortaufge-
hobenwird.

7. Einesmussbei all diesenDiskussionenbe-
dachtwerden:WerjetztwiedervonEinbürge-
rungsstopps spricht,machtdies einmalmehr
aufdemBuckelderEinbürgerungswilligen. In
diversenGemeindenwartendieAntragsstelle-
rInnen jahrelangdarauf, dassüberihreGesu-
che entschieden wird − nachdem schon die
Prüfung ihrer Gesucheviel Zeit beansprucht
hat. Eswärezynisch,wennnachdiesemBun-
desgerichtsentscheid AusländerInnen noch
länger auf ihre Einbürgerung warten müss-
ten.DasInitiativkomiteefordert, dassEinbür-
gerungsverfahrenzügigabgewickeltwerden.

8. Das Initiativkomitee wehrt sich in aller
Form gegen dieAbqualifizierungen des Bun-
desgerichtes und gegen das Gerede vom
«Richterstaat» und von der «Bevormundung
desBürgers».

An seiner letzten Sitzung hat das Initia-
tivkomitee «Fairness bei den Einbürgerun-
gen» die Situation nach dem Urteil des
BundesgerichtszurEinbürgerungsfragedis-
kutiert.

DasKomiteehältfest:
1. IndenAugendes Initiativkomiteeshatdas
Bundesgerichtvernünftiggeurteilt. ImErgeb-
niswollen seineEntscheide−wiedie Initiati-
ven − die Diskussionumdie Einbürgerungs-
frageversachlichen.

2. Das Bundesgericht bestätigt insbesondere,
dass das Einbürgerungsverfahren fair sein

Initiativkomitee «FairnessbeidenEinbürgerungen»

muss,undstütztvolldieForderungderInitia-
tive, dass nicht mehr an der Urne über ein-
zelne Einbürgerungen entschiedenwird. Das
Initiativkomitee findetes aber−wiedasBun-
desgericht − aus demokratischen Gründen
richtig, dassweiterhindieStimmberechtigten
über die Bestimmungen befinden, die das
Einbürgerungsverfahrenregeln.

3. Die zwei GB-Initiativen zeigen den Weg
auf, wie die Entscheide sinnvoll umgesetzt
werdenkönnen: DieAnwendungderVerfah-
rensregeln obliegt einer dafür geschaffenen
Kommission. Und: AbgewieseneAntragstelle-
rInnenhabendieMöglichkeit, denEntscheid
verbindlichüberprüfenzulassen.
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Nein zurVorlageSchwanderholzstutz
Im Grossen Rat stellte sich das Grüne

Bündnis als einzige Partei geschlossen ge-
gen die Vorlage Schwanderholzstutz. Wir
haben ein Gegenkomitee initiiert mit dem
Namen «Komitee Nein zur hässlichen Stel-
zenstrasse». FastohnefinanzielleMittelver-
suchenwirhoffnungsvoll, dieVerschleude-
rung der Steuergelder für hässliche und
überrissene Strassenbauprojekte zu thema-
tisieren.
InderBotschaft 142andenGrossenRatwird
das Vorhaben für uns lustig verkauft. Die
Projektziele (aufSeite 3 derBotschaft) lauten:
«MassvolleErneuerung»−wo?
«UmweltverträglicherAusbau, der sich in die

Landschaft eingliedert» − ebenfalls wo und
wie?
«einProjekt, dasdieAnwohnerInnenvorden
Verkehrsimmissionen schützt, natürliche Le-
bensräumebewahrtoderaufwertet»−dieam
meisten betroffenen AnwohnerInnen sind
imGegenkomitee!

AdrianBorgulaundPhilippFederer, Komitee «NeinzurhässlichenStelzenstrasse»

Abstimmungsparole
KantonaleAbstimmung19.Oktober03
zumSonderkredit«Neu-undAusbauder
KantonsstrasseK10, Schwanderholzstutz»

NEIN
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AgathaFausch, Grossstadträtin, Luzern

Fragen derfamilien- undschulergänzen-
den Betreuung sind in unserer Kleinstadt
das Thema, bei dem sich Engagierte den
Mund fusselig reden, Projekte lancieren,
Umfragen starten, Vereine gründen, um
nach zehn- oder zwanzigjährigem Engage-
ment die Brache der nächsten oder
übernächsten Elterngeneration mit guten
Wünschen für besseren Erfolg zu überge-
ben.
Mit diesem Eindruck habe ich als neu ge-
wählteGrossstadträtindasThemaerneutund
engagiert an die Hand genommen. Im Fol-
genden fasse ich einige Entwicklungen der
vergangenen drei Jahre in Luzern zusam-
men. IstnochimmerEiszeitoderist−dank
grünemFrühling−Tauwettermöglich?

WarumsindKrippenplötzlich in?Was
hatsichverändert?
IndenWinterwochen2000, zuBeginnder
neuen Legislatur, reichten (fast) alle Frak-
tionenVorstösseeinmitFragenundForde-
rungenzurfamilienergänzendenKinderbe-
treuung. Dies geschah einzeln und−wohl
erstmals−auch inverschiedenenBündnis-

sen. Ichverfasste fürdasGBeineumfassende
Motion, inderichverlangte, dass einBericht
zur Planung, Koordination und Qualitätsför-
derung in der familienergänzenden Kinder-
betreuungerstelltwerde.
Die Sozial- und die Bildungsdirektion setzte
sofort eine direktionsübergreifende Projekt-
gruppeeinmitdemAuftrag, schon ineinem
Jahr einen ersten Zwischenbericht zur Pla-
nungundKoordination dieser Fragenvorzu-
legen. Bewirkte die Annahme der national-
rätlichen Motion von Jacqueline Fehr zur
Förderung familienergänzender Kinderbe-
treuung den Stimmungsumschwung in die-
serFrage?AufderlinkenRatsseitewarenwohl
alleüberrascht, dass eine erste Beantwortung
aller Vorstösse im Parlament eine Mehrheit
fand. Der Stadtratwurde beauftragt, im vor-
geschlagenen Turbotempo Vorschläge auszu-
arbeiten für familienergänzende Betreuung
fürVorschulkinder, aberauchfürSchulkinder
jedenAlters.
Rückblickend kann ich mit Bestimmtheit
sagen, ohne die offenen Ohren und Herzen
für diese Fragen in der Sozialdirektion und

ohne die kompetente und flexible Bearbei-
tung durch das zuständige Team wären alle
Vorstösse, aber auch dieAnnahme imGross-
stadtrat ausgebremst, schubladisiert oderver-
hindertundverpatztworden.

Entstaubtundmodernisiert
DerletzteBerichtüberdievorschulischeKin-
derbetreuung, den das Parlament imvergan-
genen Juni grossmehrheitlich angenommen
hat,bedeuteteineneigentlichenParadigmen-
wechsel. Wo bisher die fürsorgerische Auf-
gabe für benachteiligte Familien im Vorder-
grund stand, ist jetzt die Rede von einem
möglichst zuverlässigen Dienstleistungsange-
bot für Eltern, die ganz oder teilzeitlich be-
rufstätig sindunddie ihreKinder indenun-
betreuten Stunden möglichst gut, aber auch
familienkompatibel betreut haben möchten.
DieVorstellung, Kinderkrippenseieneinege-
meinnützigeAufgabe fürBedürftige, hatend-
lichausgedient.
Kindertagesstätten stehen heute vor ganz
neuenFragen. Sowünschen sich jungeFami-
lien flexiblere Betreuungsangebote, eine Kin-
derkrippe,wosieihrKindvielleichtzweiTage
pro Woche hinbringen können. Das bedeu-
tet, dass die Wochentage in vielen Kinder-
tagesstätten ganz unterschiedlich ausgelastet
sind. Die Nachfrage nach Kinderbetreuung
von Dienstag bis Donnerstag ist besonders
gross;MontagundFreitagsindeherschwach
besetzt.DieTatsache, dass immermehrjunge
Frauen nach dem Mutterschaftsurlaub von
vierMonatenwiederberufstätig seinwollen,
führt zudem dazu, dass die Nachfrage nach
Betreuungsplätzen für Babys rapide angestie-
gen ist. Baby-Betreuungsplätze sind absolute
Mangelwareundbesonders personalintensiv.
Das stellt die Kinderkrippenvorneue Fragen
derPersonalplanung.
Die Stadt sucht flexible Formen der Zusam-
menarbeit mit Kinderkrippen verschiedener
Trägerschaften. Konkret wird die Zusam-
menarbeitmitderKrippeRösslispiel geprüft.
Im Gegensatz zur schulergänzenden Kinder-
betreuung tritt die Stadt imVorschulbereich
nur als Geldgeberin auf. Hingegen engagiert
sie sich in der Kinderkrippe Eichhörnli als
Arbeitsgeberin. In Luzern wurde das Kinder-
krippenwesenschonimmervonprivatenVer-

FamilienergänzendeBetreuung– Sprungnachvorn

Familienpolitikin Bewegung
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gefördertundbetrieben.
Die SOD arbeitet daran, Klarheit zu schaffen
bezüglichBewilligungs-undAufsichtspflicht.
Diese ist − gemäss eidgenössischer Pflegekin-
derverordnung − gesetzlich vorgeschrieben.
Gegenwärtig werden Richtlinien erarbeitet
und Qualitätsstandards festgelegt. Diese wer-
den − zu einem späteren Zeitpunkt − vom
Grossstadtratverabschiedetunddannalsver-
bindlicheBasis ihreGültigkeithaben.

ReglementeundTarife
Kann die Stadt mit ihrer neuen Politik im
Fachbereich Kinderbetreuung/Vorschule die
Bedürfnisse der Kinder, der Eltern und auch
der anbietenden Institutionen alle erfüllen?
Eine−vorläufige−AntwortaufdieseFrage ist
erst in etwa einemJahr möglich, weil diese
Politik zwar geplant, aber noch nicht umge-
setzt ist. Was vorliegt und vom Stadtparla-
ment im letzten Juni gutgeheissen wurde,
sinddieneuenRechtsgrundlagenalsBasis für
die neue Politik. Erstmals hat das Parlament
einenRahmenkreditfürdenFachbereichKin-
derbetreuung/Vorschule beschlossen. Kon-
kretwird fürdiesenBereich ab 2004 doppelt
sovielGeldalsbisher,nämlich 1,4Mio.Fran-
kenproJahr, zurVerfügungstehen.
Damit soll ein schrittweiser Ausbau des Be-
treuungsangebots finanziertwerden, unddie
Elterntarifewerdengesenkt. Luzernhatheute
−verglichenmitanderenSchweizerStädten−
die teuerstenKrippentarife. Das soll sichnun
ändern. FürFamilienmitunterenundmittle-
ren Einkommen werden die Tarife ab 2004
durchschnittlich um 25 Prozent sinken. Die
Tarife fürdie subventioniertenPlätze inKrip-
penwerdenweiterhinnach steuerbaremEin-
kommenabgestuftundneuzwischen 15und
100 Franken liegen (bisher zwischen 25 und
85 Franken). Ferienabwesenheit oder ein Ge-
schwisterrabatt können mit einberechnet
werden.

TurboinderFamilienpolitik?
Geplant ist eine Koordinationsstelle, die El-
ternundKindertagesstätten informiert, berät
undkoordiniert.DieKoordinationsstellesteht
ihrerseitsimZusammenhangmiteinemgrös-
seren städtischenProjektzurOrganisational-
lerAufgaben im Bereich Kinder, Jugendund
Familie. Geplant ist, dass die Koordinations-
stelleihreArbeit−als integrierterFachbereich
innerhalb eines grossen familienpolitischen
Projekts − zu Gunsten von Kindern, Eltern
undanbietendenInstitutioneninzirkaeinem
Jahraufnehmenwird.
Ich habe den Schwerpunkt auf die Entwick-
lungvon familienergänzender Betreuung im
Vorschulaltergelegt. HierstehendieVerände-
rungen kurz vor der konkreten Umsetzung.
Gleichzeitig und im gleichen Tempo wer-
den−alsTeilprojekt2−inderBildungsdirek-
tion die Fragen familienergänzender Kinder-
betreuung für Schulkinder bearbeitet und
geplant. Endlich werden auch hier neue Be-
treuungsformenwieTagesschule, Schuleplus
Betreuung und Schüler-Café diskutiert. Vor-
aussichtlich Ende Jahrwerden wir im Stadt-
parlament über den entsprechenden Bericht
und Antrag debattieren. Bereits umgesetzt
wurden die Erweiterung des Mittagstisch-
Angebots und der Ferienhort, der nun wäh-
rendderganzenSchulferienoffen steht.
Ich habe während zwanzig Jahren Engage-
mentfürdieSachenichtsovielVeränderung
erlebt wie in den vergangenen drei Jahren.
Das ist sicher einVerdienstvon RuediMeier
undderRot-Grün-Mitte-Koalition.
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Die aktuelle soziale Lage inderStadtLuzern

Steuersenkung liegtnichtdrin!
die alleine sind und/oder aufHilfe angewie-
sen sind. Die Schutzmassnahmen für Kinder
undJugendliche (jährliche Zuwachsrate 8%)
nehmenzu.Mittels Beistandschaftenwerden
schwierige Familien- und Erziehungssituatio-
nen stabilisiert.
MehrundmehrLeutewerdendurch IV-Ren-
tenunterstütztundbrauchenzusätzlicheHilfe
über die Vormundschaft oder über speziali-
sierte Institutionen.DieAngebotederÜberle-
benshilfe fürgassennaheMenschensindwei-
terhin sehrwichtigundmüssen in gewissen
Bereichen − Betreuungvon Kindern drogen-
kranker Eltern (z.B. Projekt Paradiesgässli;
Renten- und Einkommensverwaltung süchti-
ger Personen) ausgebaut werden. Weiterhin
istdie FinanzierungderAngebote der in die-
sem Bereich tätigen Vereine Job-Dach und
KirchlicheGassenarbeitnichtstabilgenug.

Gegensteuer
Es ist schwierig, diesem Trend der sozialen
Desintegrationgrundsätzlichetwasentgegen-
zusetzen. Mit einem Bündel von Massnah-
men aber ist es möglich, diese Herausforde-
rung zu bestehen und finanzierbar zu
behalten. Dazu gehören u.a. die verbesserte
Zusammenarbeit zwischen allen städtischen
und privaten sozialen Institutionen und Or-
ganisationen sowie einAusbau der persönli-
chen Sozialhilfe mit Dienstleistungen (bei-
spielsweise Renten- und Lohnverwaltung,
Miete und KVG-Beiträge bezahlen), die hel-
fen, die Selbstständigkeit der Betroffenen
möglichst lange zu erhalten bzw. auf deren
nochvorhandenenKräftenaufzubauen.

Armutsrisiko
Nachwie vor ist es so, dass viele Menschen
undFamiliennaheanderArmutsgrenzeleben
müssen oder inbeständigerGefahr, darunter
zufallen.Viele sindbereitsaufUnterstützung
angewiesen. Besondersauffälligistdiezuneh-
mendeZahlvon(Gesuchenfür)KVG-Prämien-
verbilligungen. In der StadtLuzern sindbald
30% der Einwohnerinnen und Einwohner
auf die Verbilligung angewiesen. Dies selbst
unter dem Gesichtspunkt, dass im Kanton
Luzern im schweizerischenVergleich die Be-
zugsberechtigungrelativzurückhaltendange-
setztist.

Wirtschaftlich schlechte Zeiten treffen
früher oder später auch die öffentlichen
Haushalte,unddiesmeistgleichdoppelt.Auf
dereinenSeitegehendieSteuereinnahmen−
vorabder juristischenPersonen−zurück, auf
der andern Seite steigen die Sozialausgaben
an. Diese Situationhatmittlerweile auch die
StadtLuzernerreicht.
Es kommt die gesellschaftliche Entwicklung
der so genannten Desintegration dazu. Das
heisst dieVereinsamung, derVerlust des per-
sönlichen Umfelds und damit die Einbusse
der Unterstützung durch Verwandte, Freun-
dinnen und Freunde, Bekannte und Nach-
barn.
Und fürdiverse Bevölkerungsgruppen, bei-
spielsweise FamilienmitKindern, alleiner-
ziehendeMütterundVäter, bestehtweiter-
hin die Gefahr des Abgleitens unter das
Existenzminimum,d.h.dieGefahrderVer-
armung.

WirtschaftlicheSituation
DieArbeitslosigkeithat sichumüber 50%
aufgegen2000Personenerhöht. InderSo-
zialhilfesteigendieDossierzahlenaufgegen

1900 an. Dies sind rund 2800 betroffene
Personen. Das Sozialamt ist gezwungen, sehr
vielen Personen das Arbeitslosengeld zu be-
vorschussen, weil dieArbeitslosenkassen nur
in den seltensten Fällen das Risiko und den
administrativen Aufwand von Vorschusszah-
lungenübernehmen.DieZahlderAusgesteu-
erten nimmt zu und hat sich mit dem
In-Kraft-Treten des Neuen Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzesMitte2003nochverschärft.
AberauchdieZahlderLangzeitbezügerInnen
vonwirtschaftlicherSozialhilfewächstwieder
an.

GesellschaftlicheDesintegration
Nebst den eher konjunkturbedingten sozia-
len Herausforderungen gibt die Entwicklung
der sozialen Situation, der so genannte Pro-
zessderDesintegration, zuBesorgnisAnlass.
Sozialdirektion und Vormundschaft sehen
sichgezwungen, immermehrMandate (jähr-
liche Zuwachsrate 8%) zu errichten: Betagte
Personen, psychisch krankeMenschen sowie
Ausgesteuerte, Langzeitbeziehende von Sozi-
alhilfeund IV-Rentnerund IV-Rentnerinnen,

RuediMeier, Stadtrat, Luzern
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GesprächezurVorbereitungderStadtratswahlen04

Meier–Stämmer–Studer
GB-VorstandStadtLuzern

Als ersterGrünerwurde RuediMeier 1999
StadtratvonLuzern. Damalsbestanddas Ziel
von Rot-Grün-Mitte in der Eroberung eines
zweiten linken Sitzes. Programmatische Ab-
machungengabeskeine.
Der städtischeVorstandhat im letzten Halb-
jahr anhand von Stellungnahmen einzelner
Mitglieder (vgl. Rundbrief 1/2003) über er-
füllte undunerfüllte Erwartungen, überLeis-
tungenundVerdienste, überEnttäuschungen
undFehlentscheidungendiskutiert.Dabeihat
sich insbesondere gezeigt, dass Ruedi Meier
nicht nur von links-grüner Seite geschätzt
wird. Er gilt weit über die Stadt hinaus als
kompetenter Vorsteher der Sozialdirektion.
Sein politischer Horizont hört nicht beim
GartenzaunseinesDepartementes auf.
ZurzeitlaufenGesprächezwischenDelegatio-
nenvon GB, SPund derGruppeumUrsW.
Studer. Das GB setzt sich für eineWeiterfüh-
rung dieser Koalition ein. Der bestehende
grüneSitz inderStadtregierungsollgehalten
werden.ZwischenGB, SPundStuder-Komitee
sollesAbsprachenzuinhaltlichenKernpunk-

tengeben.UnterdemMotto«Luzern−offene
StadtimGleichgewicht»stehenfürdenstädti-
schen Vorstand Bildung, Integration, Kultur
sowie eineökologischundsozialverträgliche
StadtentwicklungimVordergrund.Erstrebens-
wert ist ein koordinierter Wahlauftritt, der
Erreichteshervorstreichen soll (vgl.Motto).

Steigend sind auch dieUnterstützungskosten
fürBetagte inAlters-undPflegeheimen.Aber
auch die Alimentenhilfefälle (Inkassohilfe,
Bevorschussung)wachsenstetigan.Undauch
die Zahlen derZusatzleistungen für Familien
undAlleinerziehende der Stadt Luzern (FAZ)
erhöhensich stetig.

KonsequenteFamilienpolitik!
Weiterhin zeigt sich auch, dass Kinderhaben
ein Armutsrisiko ist. Wir brauchen darum
eine solidarische Familienpolitik. Nebst ak-
tualisierten Steuervorteilen und erhöhten
KinderzulagengehörenderAusbauderfamili-
energänzenden Kinderbetreuung dazu und
natürlichundendlichdieEinführungvonEr-
gänzungsleistungen für einkommensschwa-
che Familien. Obwohl die Sozialdirektorin-
nen und Sozialdirektoren der Kantone, die
Städte und Gemeinden sowie die Fachleute
diesen Schritt unterstützen, weil sich damit
Armut undArmutsrisiko massivvermindern
lassen, ist angesichts der Finanzlage des Bun-
des die Verwirklichung dieses prioritären so-
zialenPostulatsgefährdet.

KeineSteuersenkung!
Einmalmehrzeigt sichdiegrosse Bedeutung
undWichtigkeit der sozialen Sicherungsein-
richtungen inwirtschaftlich schwierigenZei-
ten. Diesbedeutet, dass die StadtLuzern ihre
Finanzpolitikgegeninnenundaussenaufdie
kommenden Herausforderungen ausrichten
muss. Der Stadtrat hat vor diesem Hinter-
grundbereits deutlichgemacht, dass sichaus
seinerSichtkeineweitere Steuersenkungver-
antworten lässt. Nur eine finanziell gesunde
Stadtkann inwirtschaftlich schwierigen Zei-
ten eine soziale Stadt sein und im Interesse
von Wirtschaft und Gewerbe eine Politik
betreiben, dieArbeitsplätzezuerhaltenhilft.
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UltimativeAusgangstipps
mer (SP) undJosefKunz (SVP). OrtundZeit:
KinoPix, Luzern, 20.00Uhr (Filmbeginn)

Samstag, 20. September:
Überparteiliches Podium «Frauen in
derPolitik,Frauen insBundeshaus»

Unter der Leitung von alt Nationalrätin
Judith Stamm diskutieren Cécile Bühlmann
(GB), Ida Glanzmann-Hunkeler (CVP), Rita
Misteli (FDP)undRegulaRoth-Koch (SP). Ort
undZeit:RathausLuzern, 10.30bis 11.45Uhr

Donnerstag, 25. September:
EinHeimatabend

Christine Weber unterhält sich mit Cécile
Bühlmann, Luzius Hafen undweiteren Gäs-
ten aus Emmen zum Thema Heimat und
Identität.OrtundZeit:Bau604,Emmenweid,
Emmenbrücke, 20.00Uhr

Freitag, 26. September:
GründungsfestOrtsgruppeWillisau

Diskussion zum Thema «Finanzplatz
Schweiz»mitCécileBühlmann, GB-National-
rätin, Jules Rampini-Stadelmann, Theologe
und Biobauer, Luthern, und Christian Sager,
NationalratskandidatJungeGrüne.Anschlies-
send Gründungsakt, Apéro und Konzert der
Band«made inmind». OrtundZeit:Jugend-
treffWillisau, Ettiswilerstrasse, 20.00Uhr

Samstag, 11. Oktober:
GrünesKulturfest

MitLive-Musik, Essen, Disco undBarbetrieb.
Es spielen Ruedi Schmidigs Band BLUE
MOODundAdrianBorgulas (nochnamenlo-
se)vierköpfigeBand. OrtundZeit: Zwischen-
bühneHorw, ab 19.00Uhr

Freitag, 17. Oktober:
Lesenacht

Cécile Bühlmann liest aus einem Buch vor.
Zeit: noch unbekannt Ort: Bourbaki-Panora-
ma, Luzern

Donnerstag, 18. September:
LABA-Podium«UnsereAHV−
gesichertindieZukunft!»

TeilnehmerInnen: Cécile Bühlmann, Ida
Glanzmann(CVP),OttoIneichen(FDP),Josef
Kunz (SVP) undHansWidmer (SP);Modera-
tion: Louis Schelbert. Ort und Zeit: Hotel
Anker, Luzern, 19.30Uhr

Freitag, 19. September:
Film «Mais im Bundeshaus» und an-
schliessende Diskussion zum Thema
Gentechnologie

DiskussionsteilnehmerInnen: Cécile Bühl-
mann, RosmarieDormann (CVP),HansWid-

ab 1 8. Sept. DASALPHORN
Stefan Schwietert

ab 2. Okt. I SHOTANDYWARHOL
Mary Harron

ab 2. Okt. ABSOLUTWARHOLA
StanislawMucha

am6. Okt. ULYSSES
Hans-Jürgen Syberberg

ab9. Okt. MALADI E DE LAMÉMOI RE
Richard Dindo

ab9. Okt. BLUE GATE CROSSI NG
Yee Chih-yen

ab 1 6. Okt. HERRSCHMI DTUND
HERRFRI EDRI CH

Ulrike Franke + Michael Loeken

ab 23. Okt. I TALI EN-ZYKLUS
Ermanno Ol mi, Ettore Scola,

Federico Fellini, Pier Paolo Pasolini

Stattkino Detaillierte Angaben entnehmen
i mPanorama SiebittederTagespresseoderdem
Luzern Monatsprogrammwww.stattkino.ch
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DerStromrappen imGrossen Stadtrat

PolitischeWinkelzüge
VorderSommerpausehatsichderGrosse

Stadtrat erneut mit dem Anliegen
Stromrappen auseinander gesetzt. Erneut
deshalb, weil der Grosse Stadtrat schon im
Jahr 2000 einmal das Volksanliegen ausge-
bremst hat, indem er es «sistiert» hat. Im
Juni lag nun ein «Bericht und Antrag
Stromrappen» vor. Der Stadtrat empfahl
darin demParlament, das Initiativanliegen
durch eine Lenkungsabgabevon 1 Rp. pro
kW verbrauchtem Strom zu erfüllen. Die
bürgerliche Mehrheit aus FDP, CVP und
SVP des Grossen Stadtrats hat das Geschäft
zurückgewiesen und ein weiteres Gutach-
tenverlangt,umzuprüfen,obessichbeim
Stromrappen wirklich um eine Lenkungs-
abgabe handelt. Durch die Rückweisung
wird dieAbstimmungeinweiteresMal auf
dielangeBankgeschoben.Dies,obwohldie
Gemeindeordnung der Stadt den Stimm-
berechtigten verspricht, Initiativen innert
eines Jahres zuhanden der Volksabstim-
mungzubehandeln.
Die politische Redlichkeit hätte es verlangt,
dass die bürgerliche Mehrheit durch Ableh-
nung des Stadtratvorschlags denWeg freige-
macht hätte für die Volksabstimmung über
dieInitiative, sinddochbereitsfünfJahrever-
strichen seit der Einreichung der entspre-
chendenUnterschriften. Die Frage nochmals
zu prüfen, ob dieAbgabe auf Strom als Len-
kungsabgabe durchgeht, ist insofern verwe-
gen, als die eidgenössische Vorlage im Jahr
2000 inderselben Sache offiziell als Energie-
LENKUNGSABGABEbezeichnetwurde.

DerStadtratmusshandeln
Eine staatsrechtliche Beschwerde gegen das
Parlament wegen Verhinderung des Volks-
rechts auf Initiative hätte wohl Aussicht auf
Erfolg. Das Initiativkomitee verzichtet trotz-
dem auf diese Beschwerde. Der Beschwerde-
wegwürdeweitereZeitbeanspruchenunddie

Verschleppung des Anliegens auch nicht
rückgängigmachenkönnen. Es liegtnunam
Stadtrat, die durch die Rückweisung geschaf-
feneSituationraschmöglichstzubereinigen:
− Es liegtbereits einumfassendes Gutachten
zurInitiativevor (GutachtenRausch).

− Der von einzelnen Parlamentsmitgliedern
bezweifelte Sachverhalt (Ist der Stromrap-
penwirklich eine Lenkungsabgabe?) stellt
eine eingegrenzte juristische Frage dar, die
innertwenigerWochendurcheinGutach-
tengeklärtwerdenkann.

− NochindiesemJahrmussesmöglichsein,
dass dem Parlament ein ergänzter Bericht
undAntragvorgelegtwird.

InhaltlichStellungbeziehen
Damit wären die Parlamentsmitglieder
nochvordenWahlenzumStadtparlament
in der Lage, inhaltlich zumAnliegen Stel-
lung zu nehmen. Die Stimmberechtigten
haben nämlich das Recht zu wissen, wie
die Parlamentsmitglieder zur Förderung
dererneuerbarenEnergieundzureffizien-
tenEnergienutzungstehen. Siewerdenzu-
dem zur Kenntnis nehmen, ob die Parla-
mentsmitglieder der FDP, CVP und SVP
wirklich die Umsetzung eines guten Anlie-
gens optimierenwollten oder ob sie aus rei-
nerTaktikdasRechtaufInitiativewiederholt
unterlaufenhaben.Undnichtzuletztwerden
wir auch überprüfen können, ob die
Stadtratsmitglieder im Jahr vor den Wahlen
der Versuchung erliegen, aus taktischen
Gründen einer unendlichen Geschichte ein
weiteres Kapitel anzufügen: indem sie den
Gutachtern die Rolle der Filibuster zuschrei-
ben.

MarkSchmid, Sprecherdes Initiativkomitees, Luzern

Abstimmungsparole des städtischen Vorstands
StädtischeAbstimmungvom 19. Oktober2003überdenUnterbaurechtsvertrag
LiegenschaftKreuzbuch JA
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L2O-Präsidentschaft imWahljahr inHorw

EinwohnerratspräsidentJörg Stalder
L− 2− O

MitderWahlvonJörgerhältauchderName
L2O eine besondereAuszeichnung. Dahinter
verbirgtsichjaauchdieFormelL−2−O,wo-
bei«L» fürdieLustanderPolitik, zurAusein-
andersetzungsteht, mit«O»dieOppositions-
rolle angesprochenwirdundmit der «2» die
VertretunginzweiRäten,welchezuunserem
politischenProgrammgehört−einAnspruch,
der mit dem neuen Gemeinderatsamt und
dem Einwohnerratspräsidium besonders
schönerfülltwird.

JörgStalder− eineguteWahl
Jörg Stalder ist seit Beginn der laufenden Le-
gislaturperiode Mitglied des Einwohnerrates.
Obwohl in diesem Sinne einNewcomer, hat
er sichbereits zumRoutinier gemausertund
leistet sowohlals Fraktionschefals auch (und
besonders) inderGeschäftsprüfungskommis-
sionwichtigeArbeit.Mit seinenKenntnissen
als Architekt vertritt er auch fachmännisch
die Anliegen der L2O bei den zahlreichen
Baugeschäften.

DieL2O freutsich, dassJörgsie einJahrlang
bei den Horwerinnen und Horwern vertritt
und repräsentiert. Die anderen Parteien kön-
nendabeiauchganzberuhigtsein, solltensie
genug von der L2O-Präsidentschaft bekom-
men − im Gegensatz zum Gemeinderat gilt
beim Einwohnerrat traditionellerweise die
Amtszeitbeschränkung.

Urs Steiger, L2O,Horw

Für die L2O war der 26. Juni 2003 ein
ausserordentlicher Tag: An seiner letzten
Sitzung vor den Sommerferien wählte der
Horwer Einwohnerrat Jörg Stalder, den
FraktionschefderL2O,zumPräsidentenfür
das Ratsjahr 2003/04. Die L2O kommt auf
dieseWeise in die Gunst, imWahljahrden
Einwohnerratspräsidenten zu stellen. Nach
den erfolgreichen Gemeinderatswahlen
wardies einweiterererfreulicherAnlass.
MitJörgStalderstelltdieL2OzumerstenMal
den Präsidenten des Einwohnerrats − dies,
nachdemdieL2O seit 17Jahren inHorwpo-
litischaktivundseit16JahrenimEinwohner-
rat vertreten ist. Mit der Wahl von Jörg
Stalder zum Horwer Einwohnerratspräsi-
denten hat der Einwohnerrat nicht zuletzt
die Rolle derL2O als drittepolitischeKraft
Horws gewürdigt, einRolle, die dieWähle-
rinnenundWählerderL2Obereitsvorgut
einem Jahrzehnt übertragen haben. Zwar
hat die L2O die zeitliche Präsenz des LdU
im Einwohnerrat nicht erreicht, doch ver-
tritt sie den bisher grössten WählerInnen-
anteil, welchen die kleineren Parteien in
Horwje erreichthaben.

Das Ergebnis der letzten Einwohnerratswah-
lenwardennauchausschlaggebend, dasAmt
überhauptanzustreben.AlskleinereGruppie-
rungistes janicht selbstverständlich, die Be-
lastung, diemitdemPräsidentenamtverbun-
denist, aufsichzunehmen.DasFehleneiner
Person beim Fussvolk des Rates wirkt sich
weitaus stärker aus als bei grösseren Fraktio-
nen. So gilt denn der Dank an Jörg Stalder
dafür, dasserdieseAufgabeimvermutlicher-
eignisreichenWahljahrübernimmt.
DiesesAmtgibtwiekeinanderesderL2Odie
Gelegenheit, einen Beitrag zu einer anderen
Politkulturzu leisten− einAnliegen,welches
seit Beginn der politischen Tätigkeit zentral
war.MitJörgalsPräsidentenistdieHoffnung
verbunden, dass Einwohnerratssitzungen in
Horwnicht nur nach demKriterium «spedi-
tiv» abgewickelt wird, sondern dem politi-
schen Diskurs mehr Zeit eingeräumt wird.
Denn allzu oft wird in Horw dem eigent-
lichen Sinn eines Parlaments − die Dinge
auszudiskutieren und sich die Argumente
anzuhörenundauszutauschen−wenignach-
gelebt.
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HorwerGemeinderatswahlenvomMai 2003

Wiederansiedelunggeglückt
WernerBachmann, L2O, Horw

Esistunbestritten:DieSpeziesHorweren-
sis der Sumpfschildkröten ist einerseits ex-
tremangepasstandasLebenimBiotopund
hat andererseits eine ungemein positive
WirkungaufdasBiotopselbst. Dankihrem
dicken Panzer, der sie auchvorunkontrol-
lierten Schlägen schützt, hat sie ein zähes
Leben. So bleibt die kleine Population
überlebensfähig und kann viele Fäulnis-
herde unter Kontrolle halten. Die Wieder-
ansiedelung der spezifisch Horwerischen
Sumpfschildkröte (sprichL2O) imGemein-
deratwarundistvölligaufdieseZiele aus-
gerichtet.
OskarMathis hat sich erfreulicherweise auch
imzweitenWahlgangdurchgesetzt, hatsogar
dazugewonnenund ist am 18.Mai 2003mit
rund 2400 von 4170 Stimmen gewähltwor-
den. Dieses Ergebnis hat die L2Omit einem
sehr fairenWahlkampferreicht. Wirwarben
grundsätzlich nur mit den Qualifikationen
undderErfahrungunseresKandidaten sowie
mit der nötigen Vertretung auch der dritten
grösseren Kraft in Horw (siehe RundBriefe
2/03 und 4/03). Zusätzlich versuchten wir,
mit einem möglichst breit abgestützten
Komitee und guter grafischer Darstellung
auchunentschlosseneWählerInnen zuüber-
zeugen. Das istunsgelungen.
Ganz herzlich danken wir allen, die uns in
unserem Wahlkampf unterstützt haben, vor
allem natürlich den Horwer WählerInnen.
Zusammenhabenwirgezeigt, dass aucheine

relativkleine Gruppierungmitbeschränkten
MittelnklareZiele erreichenkann.Allerdings
braucht es dazu Leute, die sich das nötige
Know-how erarbeitet haben und die nötige
Zeit investieren. Dazu gehören auch einige,
die sich zwar aus der offiziellen Politik
zurückgezogen haben, aber innerhalb der
L2O aktiv geblieben sind. Danke auch an
euch!

VielArbeitstehtan
Unterdessen hat der neue Gemeinderat
seinAmtper 1.August2003 offiziell ange-
treten.VorerstisterallerdingsamSich-Ein-
arbeiten und kann lediglich ein Pensum
von60%leisten,musserdochinCseinemD
Kinderheim noch die Nachfolge regeln
undden/dieNachfolgerIneinarbeiten.
Bald schon stehen die Gesamterneuerungs-
wahlen vor der Tür. Dawollen undmüssen
wirmitvollemEinsatzOskarMathisdenVer-
bleib imGemeinderatsichern. Es stehenalso
genügend Aufgaben an, und die Versachli-
chungderGemeindepolitikdurchdenEinbe-
zug aller relevanten Gruppierungen im Ge-
meinderat bleibt so aktuell wie immer. Auf
dass der Horwer Sumpf im Gleichgewicht
bleibeundmöglichstangenehmeGerüch(t)e
verbreite!

Schulpflege Horw
Rolf Fischer, Mitglied der L2O, ist vom
Horwer Gemeinderat in stillerWahl in die
Schulpflege gewählt worden. Rolf Fischer
ersetztOskarMathis, dernachseinerWahl
zum Sozialvorsteher aus der Schulpflege
austretenmusste.
Wir gratulieren Rolf Fischer herzlich und
wünschenihmFreude fürdasneueAmt.
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GründungsversammlungundGründungsfest

PolitischerFrühling inWillisau
= Verkehrsplanung
= Neuorganisation derGemeinde imZusam-
menhang mit der Fusion von Willisau-
StadtundWillisau-Land.

Gründungsfestam26.Septemberim
JugendraumWillisau

Nach der eher trockenen Gründungsver-
sammlungvom 3. September feiern wir am
26.SeptemberdieGeburtdesGBWillisau. Im
JugendraumbeiderTeambyWelliS (foroom)
findet ein abwechslungsreiches Gründungs-
fest statt.

20.00UhrDiskussionzumThema
Schweiz−FinanzplatzfürAbzocker
Schweiz−Paradies fürAbzocker
WohinfliessendieGelder?

Der Theologe und Biobauer Jules Rampini-
Stadelmann (im Vorstand von Finanzplatz
Schweiz) leitet das Gespräch ein. Im Folgen-
densollenmöglichstvieleAnwesendeamGe-
spräch teilnehmen. Rosa Rumi leitet die Dis-
kussion.

21.30UhrGründungsaktundAnstossen!

22.00UhrÖffentlichesKonzertvon«made
inmind»unplugged.

MartinGeiger, OrtsgruppeWillisau

Was lange währt, wird endlich gut. Der
Gründung des GB Willisau stand nichts
mehrimWege.Am3.Septemberkamesim
«Mohren» Willisau zur Gründungsver-
sammlung. Am 26. Septemberwird imJu-
gendraum Willisau die Gründung gefeiert.
GuteGründe,denWeginsLuzernerHinter-
land unter die Füsse zu nehmen. Wir hof-
fen aufregen Besuch undviele Gratulatio-
nen.
Mit dem Verlust unseres Grossratssitzes die-
senFrühlingwurdeuns klar:Jetzt istdieZeit
gekommen, dasWillisauer GB aus derTaufe
zu heben. War das GB Amt Willisau bisher
ordentlich erfolgreich tätig, sollen nun vor
allem am Amtshauptort Stimmen gemacht
und Ideen eingebracht werden. Allen voran
Verena Kleeb, EstherMüller und Rosa Rumi
machten die erste Gründung einer GB-Sek-
tion im Luzerner Hinterland möglich. Am
Mittwoch, den 3. September, wurde eswahr.
DieGründungsversammlungdesGBWillisau
begannum 20.00Uhr im GasthausMohren
Willisau. Schönwar,dassnichtnurEinheimi-
schezugegenwarenundwirfreutenunsüber
Besucher sowie gute Glückwünsche aufdem
neuenWeg.

Das GBWillisauwill sich in erster Linie mit
folgendenThemenbeschäftigen:
= SchaffungeinesJugendleitbildes
= Siedlungsentwicklung
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Gemeinderatswahlen inEmmen

LuziusHafen: «Emmen hatZukunft!»
Luzius Hafen kandidiert in Emmen für

den Gemeinderat, nachdem der bisherige
Finanzdirektor zurückgetreten ist. Er ist
39-jährig, verheiratet, Vater einer Tochter
und lebt seitgut 13Jahren in derGemein-
de. Luzius vertritt das Grüne Bündnis im
Emmer Einwohnerrat seit 2001. Er arbeitet
als selbständiger Rechtsanwalt in Zürich.
AneinemlauenSommerabendhatereiner
weggezogenenEmmerindieMotivationfür
seine Kandidatur und seine Visionen für
Emmenerläutert.

Was motiviertdich fürdie Gemeinderatskandi-
datur?
Es stört mich, dass heute in Emmen erfolg-
reich Politik gemacht werden kann, indem
vorhandene Ängste und Verunsicherungen
geschürtundgenährtwerden. Doch seitkur-
zemspüre ichaucheineAufbruchstimmung.
InderStadtEmmenwohnenvieleengagierte
Menschen, die leider von derMedienöffent-
lichkeit kaum wahrgenommen werden. Ich
möchte diesem «anderen» Emmen eine
Stimmegeben.WasmeinepersönlicheMoti-
vationbetrifft: Ichbinpolitischaktiv, seitich
hierwohne. Dieses Engagementhatmirbis-
herimmerFreudebereitet,nunreiztmichdie
Möglichkeit zu einer verstärkten Mitsprache
undMitgestaltung.

WoliegendeinesErachtensdiegrösstenEntwick-
lungschancen für Emmen? Wo die grössten
Risiken?
EingrossesPotenzialvonEmmensehe ichin
den vielen Spannungsfeldern: Stadt − Land,
verschiedene Kulturen, vielgestaltige Sied-
lungsformen usw. Ein gelungener Umgang
mitdiesenSpannungsfeldernkönntewegwei-
send sein für andere Städte. Insbesondere
könnten die Ressourcen von Wissen und
Können der verschiedenen hier lebenden
Kulturen erschlossen und genutzt werden.
UndeineganzkonkreteEntwicklungschance:
MitdemehemaligenIndustriegebietEmmen-
weidverfügtEmmenüberdas Entwicklungs-
gebiet für Kultur, Wohnen und Arbeiten in
der Region Luzern schlechthin. Grösste Risi-
kenfürEmmen?WenndieZukunftvonEm-
menweggespartwird, wenn sich ein Rechts-
rutsch bei den Gemeinderatswahlen ergibt

und sich dadurchdie allgemeineAbwehrhal-
tungzementiert.

Mirfälltauf, dassduoftvonder«Stadt»Emmen
sprichst. Warum?
Emmen istnichtnurvonderEinwohnerzahl
her schon lange eine Stadt. Emmenbietet
auch städtische Möglichkeiten und hat
städtische Probleme. Mit einem «dörfli-
chen» Ansatz können diese städtischen
Herausforderungen nicht gemeistert wer-
den.

Duselberbist,strenggenommen,Beispieleiner
gelungenen Integration: Ostschweizermitun-
verkennbarem Dialekt, in Emmen wohnhaft
erstseit 1990. Was hatdeineIntegration be-
sondersgefördert?
Ich habe das Glück gehabt − unter anderem
durchdasGB−schnellguteLeutekennenzu
lernen,dashatvieleserleichtert.Zudemhatte
ichvonAnfangandasGefühl,dassdasMeier-
höfli-Quartier, indemwirmehrdurchZufall
(WOGENO-Haus) gelandetwaren,mitseinen
vielenGegensätzenein span-
nendesQuartiersei.Daneben
war sicherlich auch wichtig,
dass ichdurchdasTeilender
Familien- und Erwerbsarbeit
mit meiner Partnerin oft zu
Hause war und den Men-
schen im Quartier imAlltag
begegnetbin.

Waswürdesich konkretverän-
dert haben nach zehn Jahren
GemeinderatHafen?
Meine Vision ist, dass sich
die Lebensqualität deutlich
verbessert hat, Emmen vom
Durchgangsverkehr entlastet
ist, dass es attraktive Plätze,
Begegnungsorte und leben-
dige Quartiere gibt. Kurz,
dassdieCChartaEmmenD,das
Strategiepapier zur Stadtent-
wicklung, schon inwesentlichenTeilen um-
gesetzt ist. Die negativen Schlagzeilen sind
passé und es gibt eine nicht unwesentliche
Zahl von Leuten, die unbedingt in die Stadt
Emmenziehenmöchten.

LuciaAmberg, ehemaligeEinwohnerrätinvonEmmen,Aarau
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halten jedes Einzelnen. Der appellative Cha-
raktermacht es aufdem Landvielen Leuten
schwereralsinderanonymerenStadt, sichals
Grüne zu bekennen, weil sie schnell das
Gefühl bekommen, dass sie an diesenMass-
stäben gemessen und kontrolliert werden.
Viele Leute halten das nicht aus und ziehen
vomLand fort, dasmerkenwirauch imAmt
Willisau, hier ziehen immer wieder enga-
gierteGrüneRichtungStadtLuzern.

Heisstdas, dass dieserappellative Charakterder
grünenPolitik imGrundsatzfalsch ist?
Nein, an sich ist er sicher richtig. Dieser
Grundsatz ist implizit in grüner Politik ent-
halten, undichglaubenicht, dasswirunsere
Botschaften missionarisch verkünden. Im
Gegenteil, wir üben uns hier oft in Under-
statement, weil wir nicht als missionarische
«Chörnlipicker»daherkommenwollen.

Wir haben jetzt von gesellschaftlichen Unter-
schieden zwischen Landschaft und Agglomera-
tiongesprochen, gibtes auch sachpolitische Un-
terschiede?
Nein, innerhalbderGrünengibtsthematisch
keineStadt-Land-Differenz.DasThemaöVist
zumBeispielaufdemLandnochwichtigerals
in der Stadt. Der einzigeUnterschied istviel-
leicht, dassdasDenkenfürdieRandregionen
beiuns ausgeprägter istundwir sensibilisier-
ter für solche Forderungen sind. Diesewaren
aber beispielsweise in unserer «agglo- und
stadtlastigen»Grünen-Fraktionnieumstritten
undwurdenimmerunterstützt.

Weshalb ist es dann schwieriger, aufderLand-
schaftneuegrüneMitgliederzufinden?
DashängtvielwenigermitpolitischenInhal-
ten zusammen als vielmehrmit der sozialen
Situation.AufdemLand,wosichallepersön-
lich kennen, will man eher integriert sein,
z.B. auch in das politische Leben eines Dor-
fes. Als Grüne ist man in einer Gemeinde
kaltgestellt, weil man weder in eine Schul-
pflegenoch ineineKommission, geschweige
denn in einen Gemeinderat gewählt wird.
Natürlich, mankann an einerGemeindever-
sammlung als Bürgerin etwas sagen, man
muss das aber oft ganz alleine tun, was viel
Zivilcouragebraucht.

RosaRumiwurdeanderGVdesGrünen
Bündnisses Ende Juni zur Co-Präsidentin
des Grünen Bündnisses Kanton Luzern ge-
wählt. Im Gespräch erklärt sie, weshalb es
grüne PolitikerInnen auf der Landschaft
härter haben und wie das Grüne Bündnis
vermehrtinsGesprächkommensoll.

WasheisstfürdichgrünePolitik?
Rosa Rumi: Grüne Politik steht für mich
zuerst für eine Grundhaltung, die viel Zivili-
sations- und Gesellschaftskritik beinhaltet.
Wir sind gegen einen technischenMachbar-
keitswahn, der einen Ressourcenverschleiss
mit sich bringt, und gegen Machtstruktu-
ren, die sich in einem neoliberalen Sinn
über demokratische Regeln hinwegsetzen.
DieseMachtstrukturenwerden jaauchvon
neuen Bewegungen wie Attac angegriffen.
DanebengibtesalsanderesStandbeinaber
auch die Zivilisationsverteidigung: Das
heisst, wir setzen uns ein für Menschen-
rechte, für weltweite Gerechtigkeit und
fordern, dass sich dieMigrationspolitik an
Menschenrechten orientieren soll statt an
populistischen Sprüchen. In den Punkten

ZivilisationskritikunddemheutigenRessour-
cenverschleiss unterscheiden wir uns am
deutlichstenvonderSP.

DusprachstvonAttac, solltenwirmitdieseroder
ähnlichen Organisationen näher zusammenar-
beiten?
WirmüssenaufjedenFalldortzusammenar-
beiten,wowirBerührungspunktehaben.Wir
sind diejenige politische Organisation, die
diesenOrganisationenamnächsten steht.

Zivilisationskritik ist ein interessantes Thema,
washeisstdasfürdiepraktischepolitischeArbeit?
Das alles ist natürlich der Hintergrund, um
pragmatische und praktische Politik in den
Parlamenten zu leisten. In der Realpolitik ist
alles viel kleinkrämerischer und auch nicht
immerattraktiv.

Auchzuwenigattraktiv, umaufderLandschaft
mitzuarbeiten?DortverlierenwiranStärke.
Diese Zivilisationskritik appelliert natürlich
nicht nur an die politische Inhalte, sondern
auch an den Lebensstil oderdas Konsumver-

MichaelTöngi, RundBrief-Redaktion, Kriens

RosaRumi, neueCo-Präsidentin

«Wirmüssen Themen setzen»
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Heisstdas, dassmandieLandschaftdenbürger-
lichenParteien überlassenmuss?
Nein, sicher nicht. Das wollen ganz viele
Menschen nicht. Ich habe das auch an den
Rückmeldungen gemerkt, als unser Sitz im
AmtWillisauverlorenging.Auchbürgerliche
Behördenvertreter finden es ganz wichtig,
dass es grüne Politik auf dem Land gibt.
Solche Rückmeldungen sind für mich sehr
verpflichtendzumWeitermachen.

Hastdu einen Tipp, wie das GB aufderLand-
schaftattraktiverwerden kann?
Die konkreten Rezepte fehlen mir. Ganz
wichtig ist, dass wir künftig Gruppierungen
auf dem Land stärker unterstützen. Wir in
Willisau sind froh um die Eigenständigkeit,
docheinevermehrteAnbindungundAusein-
andersetzungwärefürjene, diepolitischtätig
sind, sinnvollundhilfreich.

DubistunsereneueCo-Präsidentin, welcheZiele
hastdudirgesetzt?
Ich will auf zwei Sachen ein besonderes
Augenmerk haben: Zum einen möchte ich
dieDiskussionundAuseinandersetzungnach
innenfördern.

Washeisstdas?
Diskussionen führen, Arbeitsgruppen unter-
stützen, die thematischen Inhalte bearbeiten
unddiese innerhalbdesGBodereinerbreite-
ren Öffentlichkeit präsentieren, wie es etwa
die Frauengruppe mit der Stammzellenfor-
schung gemacht hat. Diese Gruppen sollen
ermuntertwerden, ihre Diskussionen breiter
zugänglichzumachen.

UnddeinzweitesZiel?
DerzweitePunktistdieMedienarbeit. Ichbin
überzeugt, dasswirunsereThemenvielmehr
andieÖffentlichkeitbringenmüssen. Inper-
sönlichen Gesprächen auf dem Land merke
ich oft, wie gerade bei den Einbürgerungen
unserStandpunktkaumbekanntist. Daneh-
menesLeuteinKauf,dasssieüberFragen,die
sie tagtäglich betreffen, nicht abstimmen
können, weil diese Dinge in einemGemein-
deverband ohne Mitspracherecht abgehan-
delt werden, aber genau bei den Einbürge-
rungen wird auf der direkten Demokratie
beharrt. Wir haben hier die Antworten. Wir
müssenThemensetzenunddenDiskursmit-
bestimmen,wieesheutedie SVPtut.

Habenwirdenndiese Themen undThesen, um
einenDiskurszu bestimmen?
Ja, klar, unsere Einbürgerungsinitiativen zei-
gen, dass wir hier die Leader sind und gute
und konstruktive Lösungen aufzeigen, man
siehtesauchimBereichMobilität,wirhaben
hier zukunftsgerichtete Konzepte. Ein wei-

teres Beispiel ist die Altersvorsorge, die Idee,
eine Energiesteuer für die Finanzierung der
AHVeinzusetzen.Daswirdmomentaninder
Vorsorgediskussion verschwiegen, es ist aber
einThema, das jetztwiederkommenmuss.

DieserPräsidentinnenpostenbringtvorallemviel
Arbeit, wiekonntestdudichdafürmotivieren?
Ichwar immer jemand, die sichgerne offen-
siveinmischt.NachderGrossratszeithabeich
mir gut überlegt, ob ich es mir gemütlich
machen soll, es ist so, dass mich das Privat-
unddasBerufslebendurchausausfüllen.Aber
ich merke, dass ich auch im politischen Be-
reich etwas machen muss, die Herausforde-
rung reizt mich, obwohl ich vor den neuen
AufgabenauchRespekthabe.

ZurPerson
Rosa Rumi, 48 Jahre, ist von Beruf Psychologin und arbeitet in
Sursee. Sie wohnt in Alberswil, ist verheiratet und hat zwei er-
wachseneSöhne.NachdembeidenGrossratswahlenihrSitzandie
SPverlorenging, hatdie engagierte Politikerinnichtresigniert: Sie
übernimmtdielangverwaisteHälftedesCo-PräsidiumsnebenRoni
Vonmoos.
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DerneueVorstandhatsicham25.Junizu
seiner ersten Sitzung getroffen. Er legt die
politischen Linien und Schwerpunkte des
Grünen Bündnisses und dessen Strategien
fest. SeineMitgliederübernehmenRessorts.

Für den operativen Bereich ist neu die
Geschäftsleitung zuständig, bestehend aus
Co-Präsdium, Finanzcontrollingund Sekreta-
riat.

Vorstandsmitglieder
Rosa Rumi, Roni Vonmoos, Claudia Schnie-
per, Peter Lerch, Louis Schelbert, Michael
Töngi, Christoph Meyer, Heidi Rebsamen,
KatharinaHubacher,GabyMüller, PhilippFe-
derer
Geschäftsleitung

Roni Vonmoos und Rosa Rumi (Co-Präsidi-
um), Philipp Federer (Finanzcontrolling),
Maria Portmann-Huwiler und Natalie Kam-
ber (Sekretariat)

Grünes Bündnis Luzern

DerneueVorstandIn
te
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V.l.n.r:MariaPortmann-Huwiler,Katharina
Hubacher, RosaRumi, PeterLerch,Heidi
Rebsamen,NatalieKamber, PhilippFederer,
Roni Vonmoos (Foto:HeinzBäbler)

DieschöneAubergine

Die schöneAubergine
kam in der Limusine
aufden Gemüseball.
«Was für eineWucht,
diese Eierfrucht,»
flüsterteman überall.

Noch können wir in den herrlichen Sommer-
gemüsen schwelgen, den schönen
Auberginen, den saftigen Freilandtomaten,
Zucchetti, Peperoni und grünen Bohnen.
Schwelgen Siemituns in der

KOSTGEBERE I .
Jeden Dienstag, Mittwoch und Donnerstag
überMittag. Übrige Zeit für Gruppen auf
Anfrage.

Kostgeberei
Ulmenstrasse14, 6003 Luzern, 041 360 3413
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Die Stadtzürcher SVP-Initiative «Einbürge-
rungendurchsVolkanderUrne»istungültig.
Nebst der Ungültigkeit ist sie schlichtweg
nicht durchführbar. Jährlich 600 bis 1000
Einbürgerungsgesuche dem Stimmvolk zu
unterbreitenwäreeineÜberforderung,würde
Schreibkrämpfe verursachen, gebrochene
Fingernägel und wunde Finger ... Haben
nicht letzten Frühling das Volk und die Par-
teien geklagt, neun nationale Vorlagen seien
eine Zumutung?! Die SVP kümmert sich je-
dochnichtumdas leidendeVolk, das ist ihr
wurst. Lieber kommt sie auf den Hund. So
schreibt sie: «Das Bundesgerichtgibtmit sei-
nem Entscheid all den vaterlandslosen und
heimatmüden Zeitgenossen Recht, die eine
Einbürgerung dem Erwerb einer Hunde-
marke gleichsetzen.» Kläff, kläff oder wau,
wau − nur Kampfhunde habe eine solche
Hundefantasie. G
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«Die CVP ist die einzige Partei, die sich
öffentlichzuWertenbekennt ...»,meintBun-
desrätin Ruth Metzler (Neue LZ, 14.8.03).
EtwasanderssiehtdiesaltRegierungsratKlaus
Fellmann, der sich über den Rechtsrutsch
seinerParteiärgertundimBlickmitseinem
Parteiaustritt droht (Neue LZ, 16.8.03). Für
ihn setzt sich die CVP zuwenig ein für den
Servicepublic (PostundöffentlicherVerkehr)
undgegendasasozialeSteuerpaket.Jetztfolgt
nichtnurunseröffentlichesBekenntnis, dass
wirGrünenunsfürWerteeinsetzen, sondern
der Ex-Parteipräsident und Ex-Regierungsrat
der CVP selber stellt uns dieses Zeugnis aus.
DenTatbeweis liefernwirmitunserem Steu-
erreferendum, mit unserem Einsatz für den
Service public und mit unserer Forderung
nach höheren Kinderzulagen, als es die CVP
fordert.

DawareinmaleineVision.DieVorstellung
von weniger Strassenverkehrsunfällen wurde
mit sechzig möglichen und unmöglichen
Massnahmen angereichert und als «Vision
zéro» verkauft. Schnelle Roller aufAutobah-
nen, die höchstens 80km/h fahren dürfen,
bringenkeineVorteile, sondernwerdenzuei-
nem Verkehrshindernis. Diese eine theoreti-
scheMassnahme diente gewissenVerbänden
und Zeitungen zur Schelte eines grünen
Phantoms. Realität ist: Bundesämter haben
dieseVisionkreiertundPolitikerfördern in
der Praxis die Crash-geilen Jugendlichen −
junge Fahrer verunfallen am meisten − mit
neuen Bestimmungen, so z.B. mitTöffs und
plombiertenAutos ab 16Jahren.
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Septem
ber

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
Do

18.
19.30

LABA-Podium
«UnsereAHV

−gesichertin
die

Zukunft!»M
itCécileBühlm

ann,IdaGlanzm
ann

(CVP),Otto
Ineichen

(FDP),JosefKunz(SVP)undHansW
idm

er(SP);
M
oderation:LouisSchelbert;HotelAnker,Luzern

Fr
19.

20.00
Film

«M
aisim

Bundeshaus»,KinoPix,Luzern,anschliessend
Podium

sdiskussion,Them
aGentechnologie,m

itden
National-

rätInnen
CécileBühlm

ann
(GB),Rosm

arieDorm
ann

(CVP),Hans
W
idm

er(SP)undJosefKunz(SVP)
Sa

20.
10.30

ÜberparteilichesPodium
«Frauen

in
derPolitik,Frauen

insBundeshaus»,RathausLuzern
Sa

20.
09.00

Standaktion
Em

m
en,Sonnenplatz,Em

m
enbrücke

Sa
20.

10.00
Standaktion

Hochdorf,im
Dorf

M
o
22.

20.10
StädtischerVorstand,Stadthaus

Do
25.

20.00
Ein

Heim
atabend:ChristineW

eberunterhältsich
m
itCécile

Bühlm
ann,LuziusHafen

und
Gästen

ausEm
m
en,Them

aHeim
at

undIdentität;Bau
604,Em

m
enweid,Em

m
enbrücke

Fr
26.

20.00
GründungsfestOrtsgruppeW

illisau,Diskussion,Them
a

FinanzplatzSchweiz,m
itCécileBühlm

ann,Nationalrätin
GB,Jules

Ram
pini-Stadelm

ann,TheologeundBiobauerund
Christian

Sager,
NationalratskandidatderJungen

Grünen.Ab
22.00UhrKonzert

derBand«m
adein

m
ind»;JugendtreffW

illisau,Ettiswilerstrasse
Sa

27.
09.00

Standaktion
L20

Horw
,beiderPost(Gem

eindehausplatz)
Sa

27.
09.00

Standaktion
Sursee,Bahnhof-/Kyburgerstrassebeim

Coop
Sa

27.
11.00

Standaktion
Sem

pach,voraussichtlich
beiderZehntenscheune

Oktober

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
Sa

11.
19.00

Kulturfestm
itLive-M

usik,Essen,DiscoundBarbetrieb,
ZwischenbühneHorw

Fr
17.

Lesenachtm
itCécileBühlm

ann,Bourbaki-Panoram
a,Luzern

So
19.

National-und
Ständeratswahlen

sowieeidg.Abstim
m
ungen

17.00
GrünerTreffpunkt«Neustädtli»,Neustadtstrasse21,Luzern

M
o
20.

20.10
StädtischerVorstand,SekretariatGB,Luzern

Novem
ber

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
M
o

3.
20.10

StädtischerVorstand,Ortwirdnoch
bekanntgegeben

Agenda
Agenda

AZ
B,
PF
31
,L
uz
er
n
4


